
    

Parlamentssitzung 16. März 2015 Traktandum 4 

Teilrevision Baureglement - Energievorschriften 

Beschluss und Botschaft; Direktion Umwelt und Betriebe / Direktion Planung und Verkehr 

Bericht und Antrag des Gemeinderates an das Parlament 

1 Ausgangslage 

Mit den Motionen 1107 „Neu bauen mit erneuerbarer Energie“ und 1113 „Nutzungsbonus für 

Bauten im Minergie-Standard oder besser“ hat das Könizer Parlament den Gemeinderat beauf-

tragt, die Energievorschriften im Baureglement zu überarbeiten. Diese Überarbeitung erfolgt im 

Rahmen einer Teilrevision, die vom Stimmvolk genehmigt werden muss. 

Mit der Teilrevision soll der Handlungsspielraum genutzt werden, den das kantonale Energiege-

setz den Gemeinden einräumt. Die Gemeinde Köniz will zum einen festlegen, dass bei Neu- 

und Erweiterungsbauten der gesetzlich zulässige Wärmebedarf für Heizung und Warmwasser 

zu höchstens 20 % mit nicht erneuerbaren Energien gedeckt werden darf. Auf kantonaler Ebe-

ne sind es 80 %. Zum anderen soll ein Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen eingeführt 

werden: Bei Neubauten oder bereits bestehenden Bauten wird ein Nutzungsbonus von 10 % 

des erlaubten Nutzungsmasses gewährt, wenn bestimmte Anforderungen bezüglich nachhalti-

ger Energienutzung und Wärmeschutz erfüllt werden. 

Der bisherige Energieartikel im Baureglement (Art. 37 BauR) soll ersetzt werden und neu nur 

noch die Bestimmungen zum maximalen Anteil nicht erneuerbarer Energien in Neu- und Erwei-

terungsbauten enthalten. Mit dem neuen Artikel 59a BauR wird der Nutzungsbonus für energie-

effizientes Bauen geregelt, im Artikel 104a BauR sind die Einführungs- und Übergangsbestim-

mungen der beiden Neuerungen festgehalten. Die Teilrevision des Baureglements ist so ausge-

legt, dass in der laufenden Ortsplanungsrevision (baurechtliche Grundordnung) keine materiel-

len Anpassungen vorgenommen werden müssen.  

Der Gemeinderat ist überzeugt, dass die Gemeinde Köniz – seit Oktober 2011 mit dem Label 

Energiestadt Gold ausgezeichnet – mit den neuen Energievorschriften ihre Vorbildfunktion im 

Energiebereich festigen kann. Die Ziele, welche mit der Teilrevision des Baureglements verfolgt 

werden, decken sich mit den Vorgaben in der Energiestrategie und im Richtplan Energie. 

Der Gemeinderat beantragt dem Parlament zuhanden der Stimmberechtigten, das teilrevidierte 

Baureglement zu genehmigen. 
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2 Politischer Rahmen 

2.1. Die politischen Aufträge des Parlaments 

Mit 28 Ja- gegen 9 Nein-Stimmen hat das Könizer Parlament am 21. November 2011 die Moti-

on 1107 „Neu bauen mit erneuerbarer Energie“ erheblich erklärt. In der Motion wurde der Ge-

meinderat aufgefordert, den Handlungsspielraum zu nutzen, den das neue kantonale Energie-

gesetz (KEnG) in den Artikeln 13 bis 17 den Gemeinden gewährt. Insbesondere soll der zuläs-

sige Wärmebedarf
1
 von neu erstellten Wohn- und Bürogebäuden grundsätzlich zu mindestens 

80 % mit erneuerbarer Energie gedeckt werden. Über den konkreten Umsetzungszeitpunkt 

wurden im Vorstoss keine Angaben gemacht. Das Parlament äusserte sich dazu uneinheitlich: 

Die Forderung, die Umsetzung der Motion im Rahmen der Ortsplanungsrevision zu vollziehen, 

wurde ebenso gestellt wie jene nach einer vorgezogenen Teilrevision des Baureglements. 

Die Motion 1113 „Nutzungsbonus für Bauten im Minergie-Standard oder besser“ wurde vom 

Parlament am 29. Mai 2012 mit grossem Mehr erheblich erklärt. Mit dem Vorstoss wurde der 

Gemeinderat beauftragt, das Baureglement dahingehend zu ändern, dass bei energieeffizien-

tem Bauen ein Nutzungsbonus gegenüber der reglementarisch verfügten Ausnützungsziffer 

gewährt wird; der Bonus solle im Mindesten den Flächenverlust für die grössere Isolationsstär-

ke kompensieren. Im Gegensatz zur Motion 1107 machten die Motionäre in diesem Vorstoss 

Vorgaben bezüglich Umsetzungszeitpunkt: Die Änderung des Baureglements habe umgehend 

und unabhängig von der Ortsplanungsrevision zu erfolgen. 

Angesichts dieser Ausgangslage bezüglich Umsetzungszeitpunkt stellte sich dem Gemeinderat 

die Frage, ob er die Forderungen der Motion 1107 „Neu bauen mit erneuerbarer Energie“ im 

Rahmen der Ortsplanungsrevision (baurechtliche Grundordnung) oder zusammen mit dem Nut-

zungsbonus im Rahmen einer vorgezogenen Teilrevision des Baureglements umsetzen soll. 

Nach verschiedenen Erwägungen hatte für ihn schliesslich oberste Priorität, dass Anliegen des 

Parlaments zügig an die Hand genommen und umgesetzt werden sollen – insbesondere bei 

Motionen, die von einer grossen Mehrheit überwiesen wurden. Der Gemeinderat beschloss 

deshalb, beide Energieanliegen im Rahmen einer vorgezogenen Teilrevision des Bauregle-

ments zu behandeln. 

Mit 28 Ja- gegen 6 Nein-Stimmen hat das Parlament am 18. November 2013 einer Fristverlän-

gerung zur Erfüllung der beiden Motionen 1107 und 1113 bis zum 21. November 2015 zuge-

stimmt. 

2.2. Abstimmung auf die Energiestrategie Köniz und den Richtplan Energie 

Vorstehend wurde bereits der Handlungsspielraum erwähnt, den das KEnG den Gemeinden 

hinsichtlich effizienter und nachhaltiger Energienutzung gibt. Diesen Handlungsspielraum zu 

nutzen, entspricht den Zielen der Gemeinde Köniz, welche sie in der Energiestrategie und im 

Richtplan Energie festgehalten hat. 

2.2.1. Energiestrategie 2010 - 2035 der Gemeinde Köniz 

Im Oktober 2009 wurde die Energiestrategie 2010 - 2035 der Gemeinde Köniz verabschiedet. 

Das übergeordnete Ziel der Energiestrategie lautet: Bis ins Jahr 2035 soll Köniz eine 4000-

Watt-Gesellschaft sein. Um dieses Ziel zu erreichen, will die Gemeinde Köniz gemäss Energie-

                                                      
1
 Der nach kantonalem Recht zulässige Wärmebedarf in Neubauten ergibt sich aus dem Grenzwert für 

den spezifischen Heizwärmebedarf und dem Wärmebedarf für Warmwasser aufgrund der Standardnut-
zung gemäss SIA-Norm380/1 (Kantonale Energieverordnung, Art. 31). Weitere Informationen können der 
Vollzugshilfe EN-1 „Höchstanteil an nicht erneuerbaren Energien“ vom Januar 2009, herausgegeben von 
der Konferenz Kantonaler Energiefachstellen (EnFK), entnommen werden. Sie ist im Internet zu finden 
unter: http://www.endk.ch/media/archive1/fachleute/vollzugshilfen/VoHi_EN01_de.pdf 

http://www.endk.ch/media/archive1/fachleute/vollzugshilfen/VoHi_EN01_de.pdf
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strategie unter anderem die Energieeffizienz und auch die Nutzung erneuerbarer Energien
2
 

fördern, um damit unabhängiger von fossiler Energie und von Kernenergie zu werden. 

2.2.2. Richtplan Energie 

Der Richtplan Energie wurde im Rahmen der laufenden Ortsplanungsrevision erarbeitet und ist 

seit dem 14. Juni 2014 in Kraft. Im Richtplan Energie werden die rechtlichen Rahmenbedingun-

gen, die aktuelle Energieversorgung und -nutzung, das zusätzliche lokale Energiepotenzial 

sowie die Zielsetzungen, Grundsätze und Visionen für die künftige Energieversorgung und  

-nutzung dargelegt. Ein absoluter Schwerpunkt ist die zukünftige Energienutzung: Stand Mitte 

2014 wurden in der Gemeinde Köniz 92 % des gesamten Wärmebedarfs mit fossilen Energie-

trägern (Heizöl, Erdgas) gedeckt, nur 4,4 % mit erneuerbarer, lokal produzierter Energie (Son-

ne, Holz, Wärmepumpe) und 3,6 % mit Elektrizität. Die Gemeinde Köniz hat sich zum Ziel ge-

setzt, bis 2035 den Wärmebedarf im Gemeindegebiet um 20 % zu senken und zu 70 % mit 

erneuerbaren Energien zu decken. Als Zwischenziel für das Jahr 2025 wurde eine Senkung des 

Wärmebedarfs um 13 % sowie eine Deckung mit erneuerbaren Energien zu 46 % formuliert. 

Für die öffentlichen Bauten der Gemeinde wurden weitergehende Ziele definiert. Um diese Ziel-

setzungen zu erreichen, muss der Energiebedarf reduziert, der Anteil erneuerbarer Energien 

gesteigert und die Energieeffizienz (gleicher Nutzen mit tieferem Energieverbrauch) verbessert 

werden. Zur Deckung des Wärmebedarfs sollen die lokalen Potenziale von Umweltwärme, 

Energieholz und Sonnenenergie genutzt werden. 

 

Die Umsetzung der Motionen „Neu bauen mit erneuerbarer Energie“ und „Nutzungsbonus für 

Bauten im Minergie-Standard oder besser“ trägt dazu bei, mehr erneuerbare Energien zu nut-

zen und die Energieeffizienz zu steigern. Die neuen Energievorschiften im teilrevidierten Bau-

reglement helfen also, die Ziele des Energierichtplans und der Energiestrategie zu erreichen. 

3 Die Teilrevision des Baureglements (Energievorschriften) im Detail 

Mit der Teilrevision des Baureglements wird beabsichtigt, bezüglich effizienter und nachhaltiger 

Energienutzung über die Minimalanforderungen des Kantons hinauszugehen. Zudem sollen die 

Energievorschriften des Könizer Baureglements keine Bestimmungen mehr enthalten, welche 

durch übergeordnetes Recht abschliessend geregelt sind. 

3.1. Art. 37 BauR: Anteil nicht erneuerbarer Energien 

In Art. 37 BauR werden die bisherigen Absätze 1, 2 und 3 gestrichen. Neu enthält Art. 37 BauR 

nur noch die Bestimmung über den Höchstanteil an nicht erneuerbaren Energien in Neu- und 

Erweiterungsbauten. Aus Gründen der Planbeständigkeit kann diese Bestimmung in der lau-

fenden Ortsplanungsrevision (baurechtliche Grundordnung) nur geändert werden, wenn sich die 

rechtlichen oder tatsächlichen Verhältnisse wesentlich verändern. 

 

Nachfolgend werden Sinn und Zweck der einzelnen Absätze des neu formulierten Art. 37 BauR 

dargelegt (Wortlaut siehe Beilage 1). 

3.1.1. Artikel 37 Abs. 1 BauR 

Da heute im Baureglement der Gemeinde Köniz nicht festgelegt ist, wie hoch der Anteil an nicht 

erneuerbaren Energien am gesamten zulässigen Wärmebedarf maximal sein darf, gilt hierzu 

das übergeordnete Recht, also das KEnG: 

 

                                                      
2
 Als erneuerbare Energien gemäss Art. 4 Abs. 4 KEnG, vgl. auch https://www.sta.be.ch/belex/d/BAG-

pdf/BAG_11-91.pdf, gelten die Wasserkraft, die Sonnenenergie, die Geothermie, die Umgebungswärme, 
die Windenergie und die Energie aus Biomasse und aus Abfällen aus Biomasse. Als nicht erneuerbare 
Energien gelten gemäss Bundesamt für Statistik fossile Energieträger wie Erdöl, Gas und Kohle, aber 
auch Kernbrennstoffe und nicht erneuerbare Anteile aus Abfall. 
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Art. 42, Abs. 2 KEnG: 

Wärmebedarf, Höchstanteil nicht erneuerbarer Energie 
2
  Bei neuen Gebäuden und bei der Erweiterung von Gebäuden dürfen höchstens 80 Prozent des zu-

lässigen Wärmebedarfs mit nicht erneuerbarer Energie gedeckt werden. 

 

In Art. 13 KEnG wird den Gemeinden aber explizit erlaubt, den maximalen Anteil an nicht er-

neuerbaren Energien bei Neu- und Erweiterungsbauten tiefer anzusetzen. 

 

Art. 13 Abs. 1 lit. b KEnG: 

Kommunale Nutzungspläne, Vorschriften zur Energienutzung 
2
  Die Gemeinden können für das ganze Gemeindegebiet oder für Teile davon in der baurechtlichen 

Grundordnung oder in Überbauungsordnungen die Verpflichtung einführen, 
…. 

b 
bei Gebäuden, die neu erstellt oder erweitert werden, den Höchstanteil nicht erneuerbarer Energien 

am zulässigen Wärmebedarf weiter zu begrenzen. 

 

In Beilage 1 ist ersichtlich, dass Art. 37 Abs. 1 BauR nur Neubauten betrifft. Was ein Neubau 

ist, wird in Art. 1 Abs. 2 der kantonalen Energieverordnung (KEnV) definiert: „Als Neubauten 

gelten neue Gebäude sowie Anbauten, Aufstockungen und neubauartige Umbauten, wie Aus-

kernungen und dergleichen.“  

 

In Art. 37 Abs. 1 BauR soll festgehalten werden, dass bei Neubauten höchstens 20 % des zu-

lässigen Wärmebedarfs für Heizung und Warmwasser mit nicht erneuerbaren Energien gedeckt 

werden dürfen. Dies ist vom Wortlaut her eine Abweichung zur Motion 1107: Während in der 

Motion ein Minimalanteil an erneuerbaren Energien gefordert wird (80 %), ist in Art. 37 Abs. 1 

BauR der maximale Anteil an nicht erneuerbaren Energien festgelegt (20 %). Folgende Überle-

gungen haben den Gemeinderat zu diesem Vorgehen bewogen: Wird im Baureglement der 

Höchstanteil an nicht erneuerbaren Energien vorgeschrieben, lässt dies bezüglich der restlichen 

80 % einen gewissen Spielraum offen. Diese müssen nämlich nicht zwingend vollumfänglich mit 

erneuerbaren Energien gedeckt werden. Vielmehr kann mit einer besseren Isolation der effekti-

ve Wärmebedarf reduziert werden, sodass bereits ein geringerer Anteil erneuerbarer Energien 

ausreicht, um diesen zu decken. Abbildung 1 illustriert die Idee. 

 
Abbildung 1: Auswirkungen einer besseren Wärmedämmung auf den effektiven Wärmebedarf sowie 
auf den Anteil erneuerbarer und nicht erneuerbarer Energien 

Die Gemeinde Köniz hat in zwei Expertisen (siehe Erläuterungsbericht S. 12 und 13) überprü-

fen lassen, ob die schärferen Energievorschriften in der Praxis überhaupt umsetzbar sind. Die 

Expertisen zeigen, dass dies zweifelsfrei der Fall ist. 
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3.1.2. Artikel 37 Abs. 2 BauR 

In Art. 37 Abs. 2 lit. a BauR ist festgehalten, dass Erweiterungen nur ab einer bestimmten Grös-

se die Vorgabe von maximal 20 % nicht erneuerbare Energien erfüllen müssen. Für die Definiti-

on, welche Erweiterungen von dieser 20 %-Vorgabe befreit sind, wird auf Art. 30 Abs. 2 KEnV, 

vgl. auch https://www.sta.be.ch/belex/d/BAG-pdf/BAG_11-126.pdf, verwiesen. 

 

Art. 30 Abs. 2 KEnV: 

Wärmebedarf 
2
  Erweiterungen von bestehenden Gebäuden (…) sind von den Anforderungen (…) befreit, wenn die 

neu geschaffene Energiebezugsfläche 
a 

weniger als 50 Quadratmeter oder 
b 

maximal 20 Prozent der Energiebezugsfläche des bestehenden Gebäudeteils und nicht mehr als 

1000 Quadratmeter beträgt. 

 

Da bei Erweiterungen nicht immer das bestehende Heizsystem ausgewechselt wird, wären die 

neu festgelegten 20 % nicht erneuerbare Energien bei bestehenden Gebäuden mit Öl- oder 

Erdgasheizung praktisch nicht erreichbar. Damit könnten auch sinnvolle Erweiterungen nicht 

bewilligt werden, was vor dem Hintergrund der angestrebten inneren Verdichtung nicht zweck-

mässig wäre. Daher wird für Erweiterungen die Alternative geboten, die für den winterlichen 

Wärmeschutz geltenden Anforderungen um 30 % zu unterschreiten (Art. 37 Abs. 2 lit. b BauR). 

Beim winterlichen Wärmeschutz geht es unter anderem darum, Energieverluste durch den Ab-

fluss von Wärme nach aussen zu verringern (Bsp. durch bessere Dämmung), so dass der 

Heizwärmebedarf minimiert wird. Wird diese Anforderung erfüllt, gelten für die Bauherrschaft 

bei der Verwendung von erneuerbaren Energien die kantonalen Vorschriften (max. 80 % nicht 

erneuerbare Energien). 

 

3.1.3. Artikel 37 Abs. 3 BauR 

Für den winterlichen Wärmeschutz gilt eine so genannte statische Regelung, und zwar gemäss 

der Fassung des KEnG vom 15. Mai 2011 und der KEnV in der Fassung vom 26. Oktober 2011. 

Das heisst: Eine Verschärfung der kantonalen Vorschriften zum winterlichen Wärmeschutz soll 

nicht zu einer weiteren Verschärfung auf kommunaler Ebene führen, da ab einer gewissen 

Dämmung nur noch mit unverhältnismässigem Aufwand eine Verbesserung erzielt werden 

kann. Für alle anderen Verweise (unter anderen Heizung und Warmwasser) gilt eine dynami-

sche Regelung. Hier sollen sich Anpassungen des kantonalen Rechts also auch auf die kom-

munale Ebene auswirken. 

3.2. Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen (Art. 59a BauR) 

Mit der Einführung eines Nutzungsbonus‘ in Zonen mit einer Beschränkung des zulässigen 

Nutzungsmasses setzt die Gemeinde Köniz einen Anreiz für energieeffizientes Bauen. Der ge-

naue Wortlaut des neuen Art. 59a BauR ist in Beilage 1 ersichtlich. Einerseits soll mit dem Nut-

zungsbonus verhindert werden, dass Bauherrschaften aufgrund grösserer Isolationsstärken 

einen Verlust der Nutzflächen in Kauf nehmen müssen. Andererseits soll unabhängig von die-

ser Überlegung das Engagement der Bauherrschaft unter gewissen Voraussetzungen belohnt 

werden. Der Nutzungsbonus ist gemäss Art. 59a BauR auf Grundstücke beschränkt, die mit 

einer Ausnützungsziffer belegt sind (I, IIa, IIb, IIIa, IVa). Für Gebäude in Bauklassen ohne Aus-

nützungsziffer wird kein Nutzungsbonus gewährt. 

 

Nachfolgend werden Sinn und Zweck der einzelnen Absätze von Art. 59a BauR dargelegt. 

https://www.sta.be.ch/belex/d/BAG-pdf/BAG_11-126.pdf
http://www.energie-lexikon.info/energieverlust.html
http://www.energie-lexikon.info/heizwaerme.html
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3.2.1. Art. 59a Abs. 1 BauR 

Art. 14 KEnG ermächtigt die Gemeinden, einen Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen 

von bis zu 10 % einzuführen: 

 

Art. 14 Abs. 1 KEnG: 

Nutzungsbonus 
1
  Die Gemeinden können in der baurechtlichen Grundordnung oder in Überbauungsordnungen einen 

Nutzungsbonus vorsehen, indem das vorgegebene Mass der baulichen Nutzung um bis zu zehn 

Prozent erhöht wird, wenn 
a 

Gebäude gegenüber dem Minimalstandard der Energienutzung wesentlich erhöhte Anforderungen 

erfüllen und 
b 

die Massstäblichkeit der Bebauung und die Qualität der Aussenräume dadurch nicht beeinträchtigt 

werden. 

 

Aus Art. 59a Abs. 1 BauR geht hervor, dass die Gemeinde Köniz – unter gewissen Bedingun-

gen – den grösstmöglichen Nutzungsbonus von 10 % gewähren will. Eine Bauherrschaft darf 

den Nutzungsbonus dann beanspruchen, wenn die kantonalen Anforderungen an den winterli-

chen Wärmeschutz (Definition siehe Kapitel 3.1.2) um 30 % unterschritten werden und der zu-

lässige Wärmebedarf ausschliesslich mit erneuerbaren Energien gedeckt wird. Damit geht die 

Gemeinde Köniz in letzterem Punkt weiter als die kantonale Gesetzgebung (Art. 8 KEnV), der 

zufolge maximal 50 % nicht erneuerbare Energien verwendet werden dürfen. Für bereits beste-

hende Bauten werden die kantonalen Bestimmungen nicht verschärft. Das heisst, es dürfen 

maximal 50 % nicht erneuerbare Energien verwendet werden. 

 

3.2.2. Art. 59a Abs. 2 BauR 

Wird ein Gebäude saniert, in dem mehr als 20 % der an das Nutzungsmass anrechenbaren 

Fläche unbeheizt ist, profitieren diese unbeheizten Räume nicht vom Nutzungsbonus. 

 

3.2.3. Art. 59a Abs. 3 BauR 

Stehen auf einem Grundstück mehrere Gebäude, und nur eines wird saniert, profitiert lediglich 

das sanierte Gebäude vom Nutzungsbonus – und zwar im Verhältnis seiner Energiebezugsflä-

che zur Energiebezugsfläche aller auf dem Grundstück stehenden Bauten. 

 

3.2.4. Art. 59a Abs. 4 BauR 

Dieser Absatz von Art. 59a BauR legt fest, dass ein Nutzungsbonus in Überbauungsordnungen, 

welche von den Stimmberechtigten genehmigt wurden, in Zonen mit Planungspflicht, Zonen für 

öffentliche Nutzungen, Zonen für Sport- und Freizeitanlagen und Zonen mit besonderen Vor-

schriften festgelegt werden kann. Dafür ist aber ein eigenes Planerlassverfahren erforderlich. In 

den dazugehörigen Vorschriften werden gegebenenfalls die Voraussetzungen und der Umfang 

eines Nutzungsbonus‘ geregelt. Dieser kann auf der Ausnützungsziffer oder einem anderen 

Nutzungsmass – zum Beispiel der Bruttogeschossfläche – gewährt werden. 

 

3.2.5. Art. 59a Abs. 5 BauR 

Analog Art. 37 Abs. 3 BauR (siehe Kapitel 3.1.3) 
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3.2.6. Verhältnis zur Ortsplanungsrevision 

Wird die Teilrevision des Baureglements beschlossen, kann der Nutzungsbonus wie bereits in 

der Einleitung von Kapitel 3.2 erwähnt in jenen Bauklassen gewährt werden, die mit einer Aus-

nützungsziffer belegt sind: I, IIa, IIb, IIIa, IVa. Im Rahmen der laufenden Ortsplanungsrevision 

(baurechtliche Grundordnung) wird vorgeschlagen, im Baureglement die Zahl der Bauklassen 

mit Ausnützungsziffer – sie wird von der „Geschossflächenziffer oberirdisch“ abgelöst werden – 

von fünf auf zwei zu reduzieren (Stand Entwurf öffentliche Mitwirkung vom Frühling 2014). Wür-

de diese Reduktion beschlossen, könnte der neue Nutzungsbonus im Sinne der Motion 1113 

nur noch in zwei Bauklassen gewährt werden (IIIa, IVa). 

 

Der Wortlaut von Art. 59a BauR wird im Rahmen der Überarbeitung der baurechtlichen Grund-

ordnung an die Begrifflichkeiten der kantonalen Verordnung über die Begriffe und Messweisen 

im Bauwesen (BMBV) angepasst. Inhaltlich wird sich aber nichts ändern, somit kann die Plan-

beständigkeit gewährleistet werden. 

3.3. Auswirkungen auf das Ortsbild 

3.3.1. Auswirkungen von Art. 37 BauR (Anteil nicht erneuerbarer Energien) 

Sowohl die Zielsetzungen des Richtplans Energie der Gemeinde Köniz als auch die Resultate 

aus den beiden in Kapitel 3.1.1 erwähnten Expertisen lassen den Schluss zu, dass sich die Zahl 

der Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie auf dem Gemeindegebiet von Köniz in den nächs-

ten Jahren erhöhen wird. Diese Anlagen werden Auswirkungen auf das Ortsbild haben. Der 

Kanton Bern hat zu diesem Zweck im Jahr 2012 die „Richtlinien für baubewilligungsfreie Anla-

gen zur Gewinnung erneuerbarer Energien“ erarbeitet. Darin sind auch Gestaltungshinweise 

enthalten. Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie sind bewilligungsfrei, sofern sie die kanto-

nalen Richtlinien erfüllen und kein Schutzobjekt betreffen. Die Auswirkungen von Art. 37 BauR 

auf das Ortsbild dürften aber nicht allzu gross sein, da nur Neu- und Erweiterungsbauten betrof-

fen sind. Gemäss Bauinspektorat wären im Jahr 2014 rund 30 - 35 Baugesuche betroffen ge-

wesen. Die finanziellen Auswirkungen sind nur schwer abschätzbar. Sofern Effizienzmassnah-

men auch durch bessere Wärmedämmung oder Komfortlüftung erreicht werden sollen, wird das 

zwangsläufig zu Mehrkosten führen. Heute gehen die Energiefachleute davon aus, dass sich 

diese Investitionen dank des geringeren Energiebedarfs bereits nach 10 bis 15 Jahren auszah-

len – gemessen an der Lebensdauer eines Gebäudes also bereits nach relativ kurzer Zeit. 

3.3.2. Auswirkungen von Art. 59a BauR (Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen) 

In zwei Expertisen (siehe Erläuterungsbericht S. 16 und 17) wurde untersucht, ob die Einfüh-

rung eines Nutzungsbonus‘ in den Bauklassen mit Ausnützungsziffer grossen Einfluss auf den 

Charakter der betroffenen Quartiere hätte. Fallweise hätte der Nutzungsbonus zwar Auswirkun-

gen auf das Ortsbild. In beiden Expertisen lautet aber das Fazit, dass der Nutzungsbonus die 

Massstäblichkeit der Bebauung und die Qualität der Aussenräume nicht grundlegend verändern 

würde. Ein Nutzungsbonus von 10 % wird als unproblematisch eingestuft. Konkrete Zahlen zur 

Anzahl betroffener Baugesuche können nicht genannt werden, da der Nutzungsbonus noch 

nicht eingeführt ist. Einigermassen verbindliche Aussagen über die mögliche Anzahl betroffener 

Liegenschaften wären nur mit unverhältnismässigem Aufwand zu machen. 

 

Falls sich im Rahmen der Revision der baurechtlichen Grundordnung die Zahl der Bauklassen 

mit Ausnützungsziffer reduzieren würde (siehe Kapitel 3.2.6), reduzierte sich auch die Zahl der 

Gebäude, bei denen der Nutzungsbonus gewährt werden könnte. 
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4 Öffentliche Mitwirkung, Vorprüfung und öffentliche Auflage 

Die Teilrevision des Baureglements durchläuft das ordentliche Verfahren gemäss kantonalem 

Baugesetz mit öffentlicher Mitwirkung, Vorprüfung durch den Kanton, öffentlicher Auflage, Be-

schlussfassung und abschliessender Genehmigung durch den Kanton. 

4.1. Öffentliche Mitwirkung 

Die öffentliche Mitwirkung zur Teilrevision des Baureglements fand vom 27. Mai 2013 bis zum 

12. Juli 2013 statt. In dieser Zeit wurden acht Eingaben gemacht: fünf von politischen Parteien, 

drei von Privatpersonen. Bezüglich Umsetzung der Motion 1107 „Neu bauen mit erneuerbarer 

Energie“ wurde im Rahmen der Mitwirkung die Frage aufgeworfen, ob der maximale Anteil nicht 

erneuerbarer Energien nicht zu tief angesetzt ist und ob allenfalls eine etappierte Einführung 

der neuen Regelung möglich wäre. Der Gemeinderat beschloss, am maximalen Anteil nicht 

erneuerbarer Energien von 20 % festzuhalten. Dem Parlament soll jedoch zuhanden der 

Stimmberechtigten eine Übergangsfrist unterbreitet werden: Bei Neu- und Erweiterungsbauten, 

für welche die Baugesuche nach Inkrafttreten des revidierten Baureglements und bis zum 31. 

Dezember 2019 eingereicht werden, beträgt der nach Artikel 37 Abs. 1 BauR zulässige Anteil 

an nicht erneuerbaren Energien 50 %. Diese und zwei weitere Übergangsbestimmungen sind 

im teilrevidierten Baureglement in Artikel 104a festgehalten (siehe Beilage 1). 

 

Abgesehen von diesem Punkt hat der Gemeinderat an den Inhalten der neuen Energievor-

schriften festgehalten. 

4.2. Kantonale Vorprüfung 

Das kantonale Amt für Gemeinden und Raumordnung (AGR) hat die neuen Energievorschriften 

vorgeprüft. Mit Bericht vom 13. Januar 2014 hat das AGR die anvisierten Änderungen im Bau-

reglement begrüsst und als vorbildlich erachtet. Das AGR brachte im Bericht gewisse Geneh-

migungsvorbehalte an und bat die Gemeinde Köniz, diese noch vor der öffentlichen Auflage zu 

bereinigen. Die bereinigten Energievorschriften wurden dem AGR erneut eingereicht. Dieses 

stellte daraufhin mit Bericht vom 17. Juni 2014 die Genehmigung in Aussicht. 

4.3. Öffentliche Auflage 

Die Akten zur Teilrevision des Baureglements lagen vom 15. August bis zum 15. September 

2014 öffentlich auf. In dieser Zeit wurden fünf Einsprachen erhoben. Die Einsprachen richten 

sich hauptsächlich gegen die verschärften Energievorschriften. Der maximale Anteil an nicht 

erneuerbaren Energien wird als unverhältnismässig tief und kaum umsetzbar empfunden, die 

gewährte Übergangsfrist als zu kurz. Weiter wird moniert, die Auswahl der Heizsysteme sei 

eingeschränkt. Die neue Regelung führe zu erheblichen Mehrkosten, verhindere eine preiswer-

te Energieversorgung und habe negative Auswirkungen auf das Ortsbild. Zudem würden die 

Interessen der Luftreinhaltung und des Gewässerschutzes missachtet (Energie aus Holz). Es 

werde verhindert, verdichtet zu bauen. Bezüglich Nutzungsbonus wird gefordert, dieser dürfe 

nicht energieabhängig sein, sondern sich nur auf die Dämmung und Belüftung beziehen. 

 

Am 23. Oktober 2014 fand in Köniz eine Einspracheverhandlung statt. Alle Einsprechenden 

hielten ihre Einsprachen aber in sämtlichen Punkten vollumfänglich aufrecht, und auch die Ge-

meinde hielt an ihren Standpunkten fest. Eine der Einsprachen wurde dann am 2. Dezember 

2014 nachträglich noch zurückgezogen. Das bedeutet: Sollte die Teilrevision des Bauregle-

ments vom Parlament und von den Stimmberechtigten beschlossen werden, wird die Vorlage 

an das AGR weitergeleitet. Dieses wird dann über die Einsprachen und die Genehmigung der 

Vorlage entscheiden. Kleine Änderungen können durch das AGR vorgenommen und publiziert 

werden. Aufgrund der positiven Vorprüfung wird der Kanton bei einem positiven Volksentscheid 

die Einsprachen mit sehr grosser Wahrscheinlichkeit ablehnen.   
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5 So geht es weiter 

Stimmt das Parlament dem vorliegenden Antrag zu, werden die Stimmberechtigten der Ge-

meinde Köniz am 14. Juni 2015 über die Teilrevision des Baureglements beschliessen. Bei 

einem Ja der Stimmberechtigten muss zuerst die Beschwerdefrist von 30 Tagen abgewartet 

werden. Danach reicht die Gemeinde das Geschäft beim AGR zur Genehmigung ein. Ist diese 

erfolgt, wird sie im Anzeiger Region Bern publiziert.  

 

Grundsätzlich läge es in der Kompetenz der Stimmberechtigten, den Zeitpunkt des Inkrafttre-

tens des revidierten Baureglements zu beschliessen. Da dieser Zeitpunkt heute aber nicht ge-

nau vorauszusagen ist, beantragt der Gemeinderat dem Parlament zuhanden der Stimmbe-

rechtigten, ihn zu ermächtigen, den Zeitpunkt des Inkrafttretens selber zu bestimmen. 

6 Folgen bei Ablehnung des Geschäfts 

Das Baureglement der Gemeinde Köniz wird im Rahmen der Ortsplanungsrevision (baurechtli-

che Grundordnung) gesamtrevidiert. Nach heutigem Zeitplan wird die Könizer Stimmbevölke-

rung frühestens Ende 2016 über die Ortsplanungsrevision abstimmen können. Würde die vor-

liegend beantragte vorgezogene Teilrevision des Baureglements vom Parlament oder den 

Stimmberechtigten abgelehnt, hätte der Gemeinderat zu entscheiden, ob die neuen Energie-

vorschriften (Höchstanteil nicht erneuerbarer Energien, Nutzungsbonus) ganz, teilweise oder 

gar nicht in die Gesamtrevision des Baureglements aufgenommen und dem Parlament und den 

Stimmberechtigten erneut unterbreitet werden sollen. 

7 Antrag 

Der Gemeinderat beantragt dem Parlament, folgenden Beschluss zu fassen: 

1. Mit X zu Y Stimmen bei Z Enthaltungen beantragt das Parlament den Stimmberechtigten, 

folgende Beschlüsse zu fassen: 

- Der Teilrevision des Baureglements (Energievorschriften) wird zugestimmt. 

- Der Gemeinderat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

2. Das Parlament genehmigt die Botschaft an die Stimmberechtigten und den Wortlaut des 

Stimmzettels. 

 

Köniz, 4. Februar 2015 

Beilage: 

- Beilagen 1-6: Teilrevidiertes Baureglement, Erläuterungsbericht, Mitwirkungsbericht, Fach-

bericht Energie, Vorprüfungsberichte AGR 

- Beilage 7: Entwurf Botschaft zuhanden der Stimmberechtigten, inkl. teilrevidiertes Baureg-

lement sowie Stimmzettel 



Teilrevision Baureglement (721.0)      Baureglementsartikel überarbeitet (2. Vorprüfung) 
 

Bisheriger Text   Vorlage  

Art. 37  Grundsätze 

  

Art. 37  Anteil nicht erneuerbarer Energien 

1 Bauten und Anlagen sind nach den Vorschriften der 
Energiegesetzgebung zu gestalten, zu betreiben und 
zu unterhalten. 

  1 Bei Neubauten im Sinn von Artikel 1 Absatz 2 der kantona-
len Energieverordnung vom 26. Oktober 2011 (KEnV)1 dür-
fen höchstens 20 % des nach kantonalem Recht zulässigen 
Wärmebedarfs für Heizung und Warmwasser mit nicht er-
neuerbaren Energien2 gedeckt werden. 

2 In Überbauungsordnungen können die Errichtung 
eines gemeinsamen Heizwerks und die Verwendung 
oder der Ausschluss bestimmter Energiearten vorge-
schrieben werden. 

  2 Absatz 1 gilt nicht für Erweiterungen, wenn diese 

a) das in Artikel 30 Absatz 2 KEnV festgelegte Mass 
nicht überschreiten 

oder 

b) die kantonalen Anforderungen an den winterlichen 
Wärmeschutz um 30 % unterschreiten. 

3 Die Gemeinde fördert die Verwendung von Alternativ-
energien. Für Einrichtungen zur Gewinnung von Son-
nenenergie, für Wärmepumpen, Biogasanlagen und 
dergleichen kann die Baupolizeibehörde Abweichun-
gen von baupolizeilichen Vorschriften zulassen, soweit 
nicht überwiegende Interessen betroffen sind. 

  3 Wird in den vorstehenden Absätzen auf das kantonale 
Energierecht Bezug genommen, sind für den winterlichen 
Wärmeschutz die im Jahr 2011 beschlossenen Fassungen 
massgebend,3 im Übrigen ist das jeweils geltende Recht 
massgebend. 

    

   (Neu) 

   Art. 59a Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen 

   1 Gilt für ein Grundstück eine Ausnützungsziffer, so wird  
ein Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen von 10 % 
des erlaubten Nutzungsmasses gewährt, wenn  

   a) bei Neubauten im Sinn von Artikel 1 Absatz 2 KEnV4, 
die kantonalen Anforderungen an den winterlichen 
Wärmeschutz um 30 % unterschritten werden und 
der nach kantonalem Recht zulässige Wärmebedarf 
für Heizung und Warmwasser ohne (0 %) nicht er-
neuerbaren Energien5 gedeckt wird, 

   b) bei bereits bestehenden Bauten, gegebenenfalls 
durch Sanierungsmassnahmen, die kantonalen An-
forderungen an den winterlichen Wärmeschutz um 
30 % unterschritten und höchstens 50 % des nach 
kantonalem Recht zulässigen Wärmebedarfs für 
Heizung und Warmwasser mit nicht erneuerbaren 
Energien6 gedeckt werden. 

   2 Bei Bauten, bei denen die unbeheizten Räume mehr als 
20 % der an das Nutzungsmass anrechenbaren Flächen 
beanspruchen, wird der Bonus anteilsmässig nur für die 
beheizten Räume gewährt. 

   3 Erfüllen nicht alle Bauten oder Gebäudeteile auf einem 
Grundstück die gestellten Anforderungen, so wird der 
Nutzungsbonus im Verhältnis der bonusberechtigten 
Energiebezugsfläche zur Energiebezugsfläche aller Bauten 
und Gebäudeteile gewährt.7 Der Nutzungsbonus kann nur 
für die entsprechende bonusberechtigte Baute oder den 
entsprechenden bonusberechtigten Gebäudeteil einge-
setzt werden. Eine Übertragung ist nicht möglich. 

    

   4 In Überbauungsordnungen, welche von den Stimmbe-
rechtigten erlassen wurden, in Zonen mit Planungspflicht, 
Zonen für öffentliche Nutzungen, Zonen für Sport- und 
Freizeitanlagen und Zonen mit besonderen Vorschriften 
kann ein Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen nur 
beansprucht werden, wenn und soweit (Voraussetzungen 
und Umfang) dies in den entsprechenden Vorschriften 
vorgesehen ist. 

   5 Wird in den vorstehenden Absätzen auf das kantonale 
Energierecht Bezug genommen, sind für den winterlichen 
Wärmeschutz die im Jahr 2011 beschlossenen Fassungen 
massgebend,8 im Übrigen ist das jeweils geltende Recht 
massgebend. 

    

   Art. 104a Übergangsbestimmungen zur Änderung vom 
XX.XX.XXXX (Datum der Volksabstimmung) 

   1 Artikel 37 in der Fassung vom XX.XX.XXXX (Datum der 

Volksabstimmung) gilt für Baugesuche, die nach Inkrafttre-
                                                        
1 BSG 741.111 
2 Definition erneuerbarer Energien gemäss Art. 4 Abs. 4 des kantonalen Energiegesetzes vom 15. Mai 2011 (KEnG, BSG 741.1). 
3 KEnG in der Fassung vom 15. Mai 2011 und KEnV in der Fassung vom 26. Oktober 2011. 
4 BSG 741.111 
5 Definition erneuerbarer Energien gemäss Art. 4 Abs. 4 KEnG 
6 Definition erneuerbarer Energien gemäss Art. 4 Abs. 4 KEnG 
7 Vgl. Art. 14 Abs. 2 KEnG 
8 KEnG in der Fassung vom 15. Mai 2011 und KEnV in der Fassung vom 26. Oktober 2011. 
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ten dieser Änderung eingereicht wurden.  

   2 Für bis zum 31. Dezember 2019 eingereichte Baugesuche 
beträgt der nach Artikel 37 Absatz 1 zulässige Anteil nicht 
erneuerbarer Energien 50 %.  

   3 Artikel 59a in der Fassung vom XX.XX.XXXX (Datum der 

Volksabstimmung) gilt für Baugesuche, die bei Inkrafttre-
ten dieser Änderung bereits hängig waren oder danach 
eingereicht wurden.  
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1. Ausgangslage  

Mit den beiden Motionen 1107 «Neu bauen mit erneuerbarer Energie»1 und 1113 «Nutzungsbonus für 
Bauten im Minergie-Standard oder besser»2 hat das Könizer Parlament den Gemeinderat beauftragt, 
die Energievorschriften im Baureglement im Rahmen einer Teilrevision zu überarbeiten. 

Die Teilrevision des Baureglements soll so erfolgen, dass in der bereits 2011 angelaufenen Gesamt-
revision der Ortsplanung möglichst keine materiellen Änderungen bzw. Korrekturen erfolgen müssen. 
Zudem sollen durch die neuen Formulierungen keine Einschränkungen in der künftigen Handlungs-
freiheit entstehen. 

Der vorliegende Erläuterungsbericht zeigt die planerischen Überlegungen hinter den Planungsmass-
nahmen auf und stellt ihr Verhältnis zur anstehenden Gesamtrevision dar. 

 

2. Zielsetzungen der Teilrevision 

Mit der Teilrevision der Grundordnung beabsichtigt die Gemeinde in erster Linie die kantonale Ener-
giegesetzgebung zu konkretisieren und von den in Art. 13 bis 17 KEnG eingeräumten Handlungsspiel-
räumen Gebrauch zu machen. Damit soll, gegenüber den Minimalanforderungen des Kantons eine  
effizientere und nachhaltigere Nutzung der Energie gewährleistet werden.  

Des Weiteren sollen die Energievorschriften des Baureglements keine Bestimmungen mehr enthalten, 
welche bereits durch übergeordnetes Recht abschliessend geregelt sind. Im Übrigen soll sich die 
Terminologie an diejenige des kantonalen Rechts halten. 

Konkret soll die Motion 1107 derart erfüllt werden, dass der gesetzlich zulässige Energiebedarf von 
Neubauten zu mindestens 80% mit erneuerbarer Energie gedeckt werden muss (neu Art. 37 BauR). 
Wie von der Motion 1113 gefordert, soll ein Nutzungsbonus für Bauten, die die Mindestanforderungen 
erfüllen, eingeführt werden (neu Art. 59a BauR). 

 

3. Änderungen 

Die nachfolgende Zusammenstellung gibt für jede Änderung eine Übersicht über die geltenden Best-
immungen des Baureglements und die Änderungsvorschläge. Diese basieren auf den entsprechen-
den Artikeln im Musterbaureglement des Kantons. 

Ergänzend werden das Ziel der Revision und das Verhältnis zum übergeordneten Recht verdeutlicht. 
In den Erwägungen werden die Gründe, die zur Änderung geführt haben erläutert und anschliessend 
die sich daraus ergebenden Konsequenzen dargestellt. Zudem werden die Änderungen ins Verhältnis 
zur Gesamtrevision gesetzt und die Folgen für die Planbeständigkeit dargelegt. 

Die Zusammenstellung erfolgt nach den zu ändernden Artikeln des bestehenden Baureglements der 
Gemeinde Köniz. 

                                                      
1 vgl. http://www.koeniz.ch/xml_1/internet/de/application/d5/d19/f24.cfm 
2 vgl. http://www.koeniz.ch/xml_1/internet/de/application/d5/d19/f24.cfm 
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3.1 Grundsätze 
 
Rechtskräftiger Wortlaut Art. 37 BauR 
 
Energie; Grundsätze 
 
1 Bauten und Anlagen sind nach den Vorschriften der Energiegesetzgebung zu gestalten, zu betreiben 
und zu unterhalten. 
 
2 In Überbauungsordnungen können die Errichtung eines gemeinsamen Heizwerks und die Verwen-
dung oder der Ausschluss bestimmter Energiearten vorgeschrieben werden. 
 
3 Die Gemeinde fördert die Verwendung von Alternativenergien. Für Einrichtungen zur Gewinnung von 
Sonnenenergie, für Wärmepumpen, Biogasanlagen und dergleichen kann die Baupolizeibehörde Ab-
weichungen von baupolizeilichen Vorschriften zulassen, soweit nicht überwiegende Interessen betrof-
fen sind. 
 

3.1.1 Zielsetzungen 

Im neuen Baureglement sollen keine Artikel mehr enthalten sein, die bereits durch übergeordnetes 
Recht geregelt sind.  

3.1.2 Verhältnis zum übergeordneten Recht 

Der bisherige Art. 37 Abs. 1 wiederholt bloss Art. 25 Abs. 1 des kantonalen Baugesetzes (BauG). 

Die in Art. 37 Abs. 2 BauR aufgeführten Möglichkeiten sind durch Art. 13 Abs. 1 Bst. a des kantonalen 
Energiegesetzes (KEnG) abgedeckt. 

Art. 37 Abs. 3 BauR hat an Bedeutung verloren, da heute Solaranlagen und Wärmepumpen in vielen 
Fällen gar keine Baubewilligung mehr benötigen3. Zudem können von kommunalen Gestaltungsvor-
schriften neu bereits gestützt auf Art. 26a BauG Ausnahmen gewährt werden, wenn dies für die effizi-
ente Energienutzung oder für die aktive oder passive Nutzung der Sonnenenergie erforderlich ist und 
keine öffentlichen Interessen beeinträchtigt werden. 

3.1.3 Erwägungen und Konsequenzen 

Art. 37 Abs. 1 BauR wird durch übergeordnetes Recht geregelt. 

Art. 37 Abs. 2 BauR wird durch übergeordnetes Recht geregelt. Die Möglichkeit, einen bestimmten 
Energieträger zu verbieten ist aber nicht mehr zulässig. Die Gemeinde könnte jedoch gestützt auf den 
Richtplan Energie den Einsatz eines bestimmten erneuerbaren Energieträgers grundeigentümerver-
bindlich vorschreiben. Entsprechende Festlegungen sollen im Rahmen der Gesamtrevision in ausge-
wählten Zonen mit Planungspflicht (ZPP) vorgenommen werden. 

                                                      
3 vgl. Regierungsrat des Kantons Bern (2012): Richtlinien. Baubewilligungsfreie Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer Energien. 
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Abbildung 1:  Ausschnitt aus dem Richtplan Energie der Gemeinde Köniz (inkl. Legende) mit Angaben zu den zu priorisieren-

den Energieträgern 
 
Art. 37 Abs. 3 BauR hat mit dem geltenden Recht (weitgehende Baubewilligungsfreiheit von Anlagen 
zur Gewinnung neuer Energien, Art. 26a BauG) an Bedeutung verloren. 

Konsequenzen 
Die bisherigen Abs. 1 bis 3 von Art. 37 BauR werden aufgehoben. 

3.1.4 Neuer Wortlaut 

Der bisherige Art. 37 BauR wird aufgehoben und mit den Bestimmungen zum Anteil nicht erneuerbarer Energien 
ersetzt (vgl. Ziff. 3.2.4) 

 

3.1.5 Verhältnis zur Gesamtrevision, Planbeständigk eit 

Da die Sachverhalte des bisherigen Art. 37 BauR bereits durch übergeordnetes Recht geregelt wer-
den, stellen sich im Zusammenhang zur Gesamtrevision keine Herausforderungen. 

 

3.2 Anteil nicht erneuerbare Energien 
 
Rechtskräftiger Wortlaut 
Bisher kein rechtskräftiger Wortlaut. 

 

3.2.1 Zielsetzungen 

Der neue Artikel (neuer Wortlaut vgl. Ziff. 3.2.4) soll sicherstellen, dass bei Neu- und Erweiterungsbau-
ten ein möglichst geringer Anteil des zulässigen Wärmebedarfs für Heizung und Warmwasser mit 
nicht erneuerbaren Energien4 gedeckt wird. 

                                                      
4 Gemäss Art. 4 Abs. 4 KEnG gelten als erneuerbare Energien Wasserkraft, Sonnenenergie, Geothermie, Umgebungswärme, Windenergie und 

Energie aus Biomasse sowie Energie aus Abfällen aus Biomasse. 
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3.2.2 Verhältnis zum übergeordneten Recht 

Art. 42 Abs. 2 KEnG beschränkt den Anteil nicht erneuerbarer Energien am zulässigen Wärmebedarf 
bei Neubauten und Erweiterungen auf 80%.  

Art. 42 Abs. 2 KEnG 
Wärmebedarf, Höchstanteil nicht erneuerbarer Energie 
 
2 Bei neuen Gebäuden und bei der Erweiterung von Gebäuden dürfen höchstens 80 Prozent des zulässigen 
Wärmebedarfs mit nicht erneuerbarer Energie gedeckt werden. 
 

 

Art. 13 Abs. 1 Bst. b KEnG erlaubt den Gemeinden, den Anteil nicht erneuerbarer Energien bei Neu- 
und Erweiterungsbauten weiter zu beschränken als 80%: 

Art. 13 KEnG 
Kommunale Nutzungspläne 1; Vorschriften zur Energienutzung. 

 

1 Die Gemeinden können für das ganze Gemeindegebiet oder für Teile davon in der baurechtlichen Grundord-
nung oder in Überbauungsordnungen die Verpflichtung einführen, 
 
a bei Gebäuden, die neu erstellt oder so umgebaut oder umgenutzt werden, dass die Energienutzung beein-

flusst wird, einen bestimmten Energieträger einzusetzen oder das Gebäude an ein Fernwärme- oder Fernkäl-
teverteilnetz anzuschliessen, 

b bei Gebäuden, die neu erstellt oder erweitert werden, den Höchstanteil nicht erneuerbarer Energien am zuläs-
sigen Wärmebedarf weiter zu begrenzen. 

 
Der zulässige Wärmebedarf für Heizung und Warmwasser wird von der KEnV vorgegeben. Diese 
stützt sich ihrerseits auf die Fachrichtlinie SIA 380/1 «Thermische Energie im Hochbau». 

3.2.3 Erwägungen und Konsequenzen 

Geringfügige Erweiterungen 
Der Umgang mit geringfügigen Erweiterungen wird in der Kantonalen Energieverordnung (KEnV) in 
Art. 30 Abs. 2 geregelt: 

 
Art. 30  KEnV 
Wärmebedarf 
 
1 Bei Neubauten dürfen höchstens 80 Prozent des zulässigen Wärmebedarfs für Heizung und Warmwasser mit 
nicht erneuerbarer Energie gedeckt werden. 
 
2 Erweiterungen von bestehenden Gebäuden, die als Neubauten im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 (KEnV) gelten, 
sind von den Anforderungen gemäss Absatz 1 befreit, wenn die neu geschaffene Energiebezugsfläche 
 
a weniger als 50 m² oder 
b maximal 20 Prozent der Energiebezugsfläche des bestehenden Gebäudeteils und nicht mehr als 1000 m² 

beträgt. 
 
Damit keine Zweifel aufkommen, wird im neuen Art. 37 Abs. 2 Bst. a BauR festgehalten, dass Art. 30 
Abs. 2 KEnV auch bei den gegenüber dem kantonalen Recht verschärften kommunalen Vorschriften 
zur Anwendung kommt. Fällt die Erweiterung nicht unter diese kantonalrechtliche Bagatellklausel, 
müssen die im Baureglement erhöhten Anforderungen eingehalten werden. 

Da Erweiterungen nicht zwingend mit einer Veränderung des Heizsystems einhergehen soll Art. 37 
Abs. 2 BauR eine Alternative bieten: Für Erweiterungen, welche die für den winterlichen Wärmeschutz 
geltenden Anforderungen um 30% unterschreiten, gelten die Anforderungen der kantonalen Gesetz-
gebung (max. 80% nicht erneuerbare Energien).  
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Kommunaler Richtplan Energie der Gemeinde Köniz 
Die Gemeinde Köniz hat einen Richtplan Energie erarbeitet, der vom Kanton mittlerweile genehmigt 
wurde. Darin werden die rechtlichen Rahmenbedingungen, die aktuelle Energieversorgung und -
nutzung, das zusätzliche lokale Energiepotenzial sowie die Zielsetzungen, Grundsätze und Visionen 
für die künftige Energieversorgung und -nutzung dargelegt. 

Aktuell werden 92% des gesamten Wärmebedarfs in der Gemeinde Köniz (2009 rund 410 GWh/a 
bzw. 10.5 GWh/a und Kopf) mit fossilen Energieträgern (Heizöl, Erdgas) gedeckt. Nur 4.4% des Wär-
mebedarfs werden mit erneuerbarer, lokal produzierter Energie (Sonne, Holz, Wärmepumpe) und 
3.6% mit Elektrizität gedeckt. 

 
Abbildung 2: Total Wärmenachfrage und Einsatz der Energieträger zur Deckung des Wärmebedarfs im Jahr 2009 mit dem 

Anteil der erneuerbaren Energieträger. Rechts: Verteilung der einzelnen erneuerbaren Energieträger (Quelle: 
Richtplan Energie der Gemeinde Köniz) 

 
Bei der Ermittlung des zusätzlichen Potenzials für ein lokales Energieangebot haben sich für die Ge-
meinde Köniz folgende mögliche Energieträger  herausgestellt: 

− Erdwärme:  Mit Ausnahme des Zentrums Liebefeld und Teilen von Niederwangen sind Erdwärmesonden 
praktisch in allen dicht bebauten Gebieten von Köniz möglich. Das Potenzial wird auf 47.6 GWh/a ge-

schätzt. 
− Grundwasser:  Die Grundwasser-Wärmenutzung ist nur in Teilen von Niederwangen und im Zentrum 

von Liebefeld möglich. Das Potenzial wird auf 10.7 GWh/a geschätzt. 

− Umgebungsluft:  Die Wärmenutzung aus der Umgebungsluft bildet ein weiteres lokales Energiepotenzi-
al. 

− Energieholz:  Mit dem in der Gemeinde Köniz zur Verfügung stehenden Potenzial an Energieholz kön-

nen in Gebäude- und Einzelraumheizungen jährlich 5.2 GWh produziert werden. 
− Übrige Biomasse:  Um den wirtschaftlichen Betrieb einer landwirtschaftlichen Biogasanlage zu gewähr-

leisten, muss auch die Wärme vermarktet werden (beispielsweise für die Gebäudeheizung oder die 

Holzschnitzeltrocknung). Oft fehlen jedoch geeignete Verwertungsmöglichkeiten. In Köniz und Umge-
bung existiert ein gewisses zusätzliches Biomassepotenzial bezüglich biogener Abfälle und Hofdünger. 

− Sonnenenergie:  Schätzungen zum zusätzlichen Sonnenenergiepotenzial in Köniz belaufen sich auf 

38.028 GWh/a für Wärmezwecke. 
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Die Erkenntnisse aus den Potenzialermittlungen bezüglich erneuerbarer Energien für Wärmezwecke 
werden in der nachfolgenden Grafik zusammengefasst: 

Abbildung 3: Zusätzliches Potenzial erneuerbare Energien: Wärme (Quelle: Richtplan Energie der Gemeinde Köniz) 
 
Aufgrund dieser Erkenntnisse hat die Gemeinde Köniz für das Jahr 2035 die folgenden Ziele bezüg-
lich der künftigen Energieversorgung formuliert: 

Im Gemeindegebiet soll der Wärmebedarf um 20% gesenkt und zu 70% mit erneuerbaren Energien 
gedeckt werden (vgl. Abb. 4). Als Zwischenziel für das Jahr 2025 wurde eine Senkung des Wärmebe-
darfs um 13% sowie eine Deckung mit erneuerbaren Energien zu 46% formuliert. Für die öffentlichen 
Bauten der Gemeinde wurden zusätzlich eigene, weitergehende Ziele definiert. Hier will die Gemeinde 
den Wärmebedarf bis 2035 um 25% senken und zu 80% mit erneuerbaren Energien decken. Der 
Wärmebedarf soll also trotz wachsendem Gebäudepark in Zukunft sinken. 
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Die folgende Grafik zeigt die heutige Wärmeversorgung sowie die Ziele für die Jahre 2025 und 2035. 
Massgebend sind die Zielsetzungen der Gemeinde Köniz und die Resultate der durchgeführten Abklä-
rungen zu lokal nutzbaren Potenzialen an erneuerbaren Energien und Abwärme.  

Abbildung 4:  Heutige Wärmeversorgung und Einsatz der Energieträger sowie die Ziele für die Jahre 2025 und 2035 (Quelle: 
Richtplan Energie der Gemeinde Köniz) 
 
Um die Zielsetzung zu erreichen, muss der Energiebedarf reduziert, der Anteil erneuerbarer Energien 
gesteigert und die Energieeffizienz verbessert werden. Zur Deckung des Wärmebedarfs sollen die 
lokalen Potenziale  von Umweltwärme, Energieholz und Sonnenenergie genutzt werden. 

Die folgende Tabelle zeigt die Wärmenachfrage für das Baseline-Szenarion (Szenario ohne zusätzli-
che Massnahmen) für die Jahre 2025 und 2035. Dabei wurde angenommen, dass jährlich 1.4% der 
Wohnflächen saniert werden und sich der Energieverbrauch nach der Sanierung ungefähr halbiert. 

 
Abbildung 5:  Baseline-Szenario der Wärmenachfrage für die Jahre 2025 und 2035 

(Quelle: Richtplan Energie der Gemeinde Köniz) 
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Expertisen 

Im Zusammenhang mit der Motion 1107 hat die Fachstelle Energie der Gemeinde Köniz zwei Experti-
sen in Auftrag gegeben. 

Externe Expertise zur Klärung der grundsätzlichen M achbarkeit 5 

Die Studienverfasser haben anhand von drei beispielhaften Neubauten (EFH, MFH und Bürogebäude) 
die Deckung des Heizwärmebedarfs durch acht verschiedene Heizsysteme verglichen:

 

Abbildung 6:  Ergebnisse der Berechnungen für verschiedene Heizsysteme (Quelle: Köniz: Neu bauen mit 80% erneuerbarer 
Energie) 

 

 

Aus den Resultaten dieser Berechnungen lassen sich die folgenden Schlüsse ziehen: 

− Die Gebäudenutzung und die Grösse der Wärmeerzeuger haben keinen entscheidenden Einfluss auf die 
verglichenen Konzepte. 

− Öl- und Gasheizungen erreichen nur mit Unterstützung durch eine Photovoltaikanlage einen Deckungs-

grad von 80% erneuerbarer Energie. 
− Der Einsatz von Photovoltaikanlagen ist bei allen Lösungen mit Ausnahme von Pellet-Heizungen erfor-

derlich, um den vorgeschriebenen Deckungsrad zu erreichen. 

− Pellet bzw. Holz scheint wirtschaftlich die interessanteste Lösung zu sein. 
− Fernwärme ist nur erfolgversprechend, wenn diese aus einem grossen Anteil erneuerbarer Energien be-

steht (z.B. Abwärme grosser Betriebe). 
 
Zu beachten ist, dass die Berechnungen von den gesetzlich geforderten Gebäudestandards ausge-
gangen sind. Entsprechend könnte der Bedarf von nicht erneuerbaren Energien mit einer besseren 
Dämmung noch weiter gesenkt werden (vgl. Abb. 7). 

Insgesamt kommt die Studie zum Schluss, dass ein Anteil von maximal 20% nicht erneuerbarer Ener-
gien am zulässigen Wärmebedarf für Heizung und Warmwasser bei Neu- und Umbauten realisierbar 
ist. 

  

                                                      
5 ibe institut bau+energie ag (2012): Köniz: Neu bauen mit 80% erneuerbarer Energie 
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Externe Expertise zur Klärung der Machbarkeit in ei nem konkreten Gebiet 6 

Ein externes Ingenieurbüro hat im Auftrag der Gemeinde Köniz an einem konkreten Beispiel aufge-
zeigt, dass ein Anteil von 80% erneuerbaren Energien am gesetzlich zulässigen Wärmebedarf für 
Heizung und Warmwasser bei Neu- und Erweiterungsbauten möglich ist.  

Die Expertise weist darauf hin, dass sich die Energiegesetzgebung in den kommenden Jahren vo-
raussichtlich verschärfen und das Energiesparpotenzial beim Wärmebedarf bis 2040 progressiv zu-
nehmen wird. Zudem wird davon ausgegangen, dass die Leitideen der 2000-Watt-Gesellschaft und 
der 1to-CO2-Gesellschaft zunehmend an Bedeutung gewinnen. Ebenfalls zum vermehrten Einsatz von 
erneuerbaren Energien dürften die steigenden Kosten fossiler Energieträger beitragen. 

Konsequenzen 

Die im Richtplan Energie aufgezeigten Rahmenbedingungen und Zielsetzungen sowie die beiden 
Expertisen zeigen auf, dass es für Neubauten mit verschiedenen Heizsystemen möglich ist, einen 
Anteil erneuerbarer Energie von 80% oder höher zu erreichen. Somit sind auch 20% nicht erneuerba-
re Energien umsetzbar. 

3.2.4 Neuer Wortlaut 
 
Art. 37 BauR Anteil nicht erneuerbarer Energien 
 
1 Bei Neubauten, im Sinn von Artikel 1 Absatz 2 der kantonalen Energieverordnung vom 26. Oktober 2011 

(KEnV) 1, dürfen höchstens 20 % des nach kantonalem Recht zulässigen Wärmebedarfs für Heizung und 
Warmwasser mit nicht erneuerbaren Energien2 gedeckt werden 

 
2 Absatz 1 gilt nicht für Erweiterungen, wenn diese 
a) das in Artikel 30 Absatz 2 KEnV3 festgelegte Mass nicht überschreiten 
 oder 

 
b)  die kantonalen Anforderungen an den winterlichen Wärmeschutz um 30 % unterschreiten. 
 
3 Wird in den vorstehenden Absätzen auf das kantonale Energierecht Bezug genommen, sind für den winterlichen 

Wärmeschutz die im Jahr 2011 beschlossenen Fassungen massgebend3, im Übrigen ist das jeweils geltende 
Recht massgebend. 
 

1 BSG 741.111 
2 Definition erneuerbarer Energien gemäss Art. 4 Abs. 4 des kantonalen Energiegesetzes vom 15 Mai 2011 (KEnG, BSG 741.1). 
3 KEnG in der Fassung vom 15. Mai 2011 und KEnV in der Fassung vom 26. Oktober 2011. 

 
 

 

3.2.5 Erläuterungen zu den Absätzen im Einzelnen 
Art. 37 Abs. 1 BauR 
Art. 13 Abs. 1 Bst. b KEnG erlaubt den Gemeinden den Anteil NICHT-erneuerbarer Energien am zu-
lässigen Wärmebedarf weiter zu begrenzen als 80%. Theoretisch wäre ein Anteil von 0% möglich. 
Dürfen maximal 20% des zulässigen Wärmebedarfs mit NICHT-erneuerbaren Energien gedeckt wer-
den, heisst das nicht, dass die restlichen 80% effektiv produziert werden müssen. Sie können auch 
durch eine bessere Wärmedämmung eingespart werden (vgl. Abb. 7). 

Wenn man bedenkt, dass der Wärmebedarf mit einer besseren Wärmedämmung unter den gesetzlich 
vorgeschriebenen Wert gesenkt werden kann und mit dieser Massnahme bereits ein deutlich geringe-
rer Anteil erneuerbarer Energien ausreicht, um die Baureglementsbestimmungen (maximal 20% 
NICHT-erneuerbare Energien) zu erfüllen, rechtfertigen sich die gegenüber dem Kanton strengeren 
Bestimmungen (gemäss Art. 30 KEnV maximal 80% NICHT-erneuerbare Energien) erst recht. 
                                                      
6 Ingenieurbüro Imbaumgarten, Dipl. Ing. ETH, Bern, Mai 2012 
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Abbildung 7:  Auswirkungen einer besseren Wärmedämmung auf den gesamten gesetzlich zulässigen Wärmebedarf (100%) 

sowie den Anteil erneuerbarer und nicht erneuerbarer Energien. 
 
Art. 37 Abs. 2 BauR 
Da bei Erweiterungen nicht immer das bestehende Heizsystem ausgewechselt wird, wären die neu 
festgelegten 20 % nicht erneuerbare Energien bei bestehenden Gebäuden mit Öl- oder Erdgashei-
zung praktisch nicht erreichbar, womit auch sinnvolle Erweiterungen nicht bewilligt werden könnten. 
Dies wäre vor dem Hintergrund der angestrebten inneren Verdichtung nicht zweckmässig. Daher wird 
für Erweiterungen die Alternative geboten,  die für den winterlichen Wärmeschutz geltenden Anforde-
rungen um 30 % zu unterschreiten. Diese Anforderungen beziehen sich nur auf die Erweiterung und 
deren Erfüllung führt dazu, dass die Bauherrschaft in Bezug auf die Verwendung von erneuerbarer 
Energie nur die kantonalen Vorschriften einzuhalten hat: Gemäss Art. 42 Abs. 2 KEnG sind dies max. 
80 % des zulässigen Wärmebedarfs. Diese Anforderungen beziehen sich nur auf die Erweiterung. 

Art. 37 Abs. 3 BauR 
Für den winterlichen Wärmeschutz gilt eine statische Regelung. Eine Verschärfung der kantonalen 
Vorschriften soll hier nicht zu einer weiteren Verschärfung auf kommunaler Ebene führen, da ab einer 
gewissen Dämmung nur noch mit unverhältnismässigem Aufwand eine Verbesserung erzielt werden 
kann. Für alle anderen Verweise (u.A. Heizung und Warmwasser) gilt eine dynamische Regelung. 
Hier sollen sich Anpassungen des kantonalen Rechts auch auf kommunaler Ebene auswirken. 

3.2.6 Verhältnis zur Gesamtrevision und Planbeständ igkeit 

Art. 37 BauR betrifft nach der Streichung der bisherigen Absätze 1, 2 und 3 (vgl. Ziff. 3.1) nur noch die 
Bestimmung über den Höchstanteil nicht erneuerbarer Energien. Die Festlegung, dass bei Neu- oder 
Erweiterungsbauten maximal 20% des zulässigen Wärmebedarfs für Heizung und Warmwasser mit 
nicht erneuerbaren Energien gedeckt werden dürfen, könnte im Rahmen der anstehenden Gesamtre-
vision aufgrund der geltenden Planbeständigkeit nur geändert werden, wenn sich die rechtlichen oder 
tatsächlichen Verhältnisse in der Zwischenzeit wesentlich verändern würden. 
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3.3 Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen 
 
Rechtskräftiger Wortlaut 
 
Bisher kein rechtskräftiger Wortlaut. 
 

3.3.1 Zielsetzungen  

Mit der Einführung eines Nutzungsbonus (neuer Wortlaut vgl. Ziff. 3.3.4) in Zonen mit einer Beschrän-
kung des zulässigen Nutzungsmasses soll energieeffizientes Bauen gefördert werden. Einerseits soll 
verhindert werden, dass Bauherrschaften aufgrund grösserer Isolationsstärken einen Nutzflächenver-
lust in Kauf nehmen müssen, andererseits soll unabhängig von dieser Überlegung das Engagement 
der Bauherrschaft unter gewissen Voraussetzungen belohnt werden. 

3.3.2 Verhältnis zum übergeordneten Recht 

Art. 14 KEnG ermächtigt die Gemeinden, in der baurechtlichen Grundordnung oder in Überbauungs-
ordnungen einen Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen von bis zu 10% vorzusehen, wenn Ge-
bäude gegenüber dem Minimalstandard wesentlich erhöhte Anforderungen erfüllen und die Massstäb-
lichkeit der Bebauung und die Qualität der Aussenräume dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

Art. 14  KEnG  
Nutzungsbonus 
 
1 Die Gemeinden können in der baurechtlichen Grundordnung oder in Überbauungsordnungen einen Nutzungs-
bonus vorsehen, indem das vorgegebene Mass der baulichen Nutzung um bis zu zehn Prozent erhöht wird, wenn 
a  Gebäude gegenüber dem Minimalstandard der Energienutzung wesentlich erhöhte Anforderungen erfüllen 

und 
b  die Massstäblichkeit der Bebauung und die Qualität der Aussenräume dadurch nicht beeinträchtigt werden. 
 
2 Der Nutzungsbonus nach Absatz 1 ist nicht auf eine anderes Grundstück übertragbar und gilt, wenn mehrere 
Gebäude auf dem gleichen Grundstück erstellt werden, nur für die Gebäude, die die Anforderungen von Absatz 1 
erfüllen. 
 
Art. 8 KEnV legt fest, was unter «gegenüber dem Minimalstandard wesentlich erhöhten Anforderungen» verstan-
den wird. 
 
Art. 8  KEnV  
Nutzungsbonus bei kommunalen Nutzungsplänen 
 
Ein Gebäude erfüllt wesentlich erhöhte Anforderungen im Sinne von Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a KEnG, 
wenn 
a es die für den winterlichen Wärmeschutz geltenden Anforderungen nach den Anhängen 1 bis 3 um 30 Prozent 

unterschreitet und 
b höchstens 50 Prozent des zulässigen Wärmebedarfs für Heizung und Warmwasser mit nicht erneuerbarer 

Energie gedeckt werden. 
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3.3.3 Erwägungen und Konsequenzen 

Der Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen wird in Art. 59a BauR bewusst auf Grundstücke, die 
mit einer AZ belegt sind und ausserhalb von Perimetern einer UeO der Stimmberechtigten, einer ZPP, 
ZöN, ZSF oder ZBV liegen, beschränkt. Der Bonus soll eine aufgrund der einschränkenden AZ und 
der dickeren Umfassungsmauern entstehende Reduktion der Nettowohnfläche verhindern. Bei Grund-
stücken In Bauklassen ohne AZ war und ist diese Einschränkung nicht vorhanden. 

Zur Erfüllung der Motion 1113 soll das BauR mit Art. 59a BauR ergänzt werden. Art. 59a BauR setzt 
einen Anreiz für energieeffizientes Bauen bei Grundstücken in Bauklassen mit einer definierten AZ, 
die sich nicht im Perimeter einer UeO der Stimmberechtigten, einer ZPP, ZöN, ZSF oder ZBV befin-
den7. 

Ein Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen soll in einer UeO der Stimmberechtigten, einer ZPP, 
ZöN, ZSF oder ZBV nur dann möglich sein, wenn und soweit dies in den konkreten Vorschriften vor-
gesehen ist (vgl. Art. 59a Abs. 4 BauR), da diese Gebiete besonders sensibel sind. 
 
Expertise: Energiebonus und Masstäblichkeit für Bau klassen IIIa und IVa 8 

Der Nutzungsbonus von 10% kommt in den Gebieten der Bauklassen IIIa und IVa, für die heute eine 
Ausnützungsziffer gilt (und in der Gesamtrevision eine oberirdische Geschossflächenziffer festgelegt 
werden soll), zu tragen. 
 
Bei diesen Gebieten handelt es sich grossmehrheitlich um ältere Mehrfamilienhausüberbauungen, wo 
bereits heute oder in absehbarer Zeit Sanierungsbedarf besteht und darüber hinaus ein grosses 
Nachverdichtungspotenzial vorhanden ist. Nur ein geringer Anteil der Wohnüberbauungen in diesen 
Bauklassen (ca. 10-15%) wurde in den 1990er Jahren oder später erstellt. 
 
Sowohl bei den älteren aus auch den jüngeren dieser Wohngebiete handelt es sich nicht selten um 
sensible Strukturen. Alle sensiblen, erhaltenswerten Siedlungsstrukturen und Bebauungen sind – so-
wohl in der heutigen als auch im Entwurf der neuen Grundordnung – der Bauklasse E (Erhalt, Erneue-
rung und Entwicklung der typischen strukturbildenden Merkmale, für die baupolizeiliche Masse sind 
die prägenden Elemente der Bebauung massgebend) zugewiesen. Oder sie sind anderen Bauklassen 
(z.B. IIIb ohne Nutzungsziffer) zugewiesen bzw. durch Überbauungsordnungen geregelt und zusätz-
lich als Ortsbildschutzgebiet festgelegt.  
 
Der vorgesehene Bonus von 10% ist  in einer Grössenordnung, dass eine Inanspruchnahme die Mas-
sstäblichkeit der Bebauung und die Qualität der Aussenräume in den betreffenden Quartieren nicht 
grundlegend verändern resp. beeinträchtigen würde. Dies wird auch durch eine Studie9, die im Rah-
men der Ortsplanungsrevision (Gesamtrevision) zu den Bauklassen IIIa und IVa erarbeitet wurde, 
gestützt. Mittels Volumenstudien wurde darin für zahlreiche exemplarische Bauparzellen überprüft, 
welche Auswirkungen eine Aufhebung der Nutzungsziffer hätte. Diese Volumenstudien haben gezeigt, 
dass sich ohne Nutzungsziffer das zu realisierende Bauvolumen in diesen Bauklassen in vielen Fällen 
nahezu verdoppeln würde. Die Ergebnisse wurden klar als nicht mehr massstäblich eingestuft, wes-
halb in der Folge auch darauf verzichtet wurde, die Nutzungsziffer in diesen Bauklassen aufzuheben. 
Die Studien haben aber auch gezeigt, dass in den meisten Fällen ein erhebliches Nachverdichtungs-
potenzial vorhanden und sinnvoll ist und eine  erwünschte Erhöhung des Bauvolumens die Massstäb-
lichkeit der Quartiere nicht grundlegend verändern würde.  
 
Darüber hinaus gilt es zu berücksichtigen, dass in einigen Bauklassen heute überhaupt keine Nut-
zungsziffer gilt (IIc, IIIb/c, IVb/c, V), was auf die Massstäblichkeit in den betreffenden Gebieten einen 
höheren Einfluss hat.  
                                                      
7 vgl. Anhang 1: Plan zu den Grundzonen mit Ausnützungsziffer 
8     vgl. Hansjakob Wettstein, Ecoptima AG 
9     vgl. Hansjakob Wettstein, Ecoptima AG 
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Der Nutzungsbonus wird in den davon betroffenen Gebieten somit die Massstäblichkeit der Bebauung 
und die Qualität der Aussenräume nicht beeinträchtigen. 

Fazit Expertise: Energiebonus und Masstäblichkeit f ür Bauklassen Ia und IIa/b 10 

Der Nutzungsbonus von 10% kommt in den Gebieten der Bauklassen Ia und IIa/b, für die heute eine 
Ausnützungsziffer gilt, zu tragen. 
 
Bei diesen Gebieten handelt es sich grossmehrheitlich um ältere Ein-, Zweifamilienhausüberbauun-
gen, wo bereits heute oder in absehbarer Zeit Sanierungsbedarf besteht und darüber hinaus ein 
Nachverdichtungspotenzial vorhanden ist.  
 
Der vorgesehene Bonus von 10% ist so gering, dass eine Inanspruchnahme die Massstäblichkeit der 
Bebauung und die Qualität der Aussenräume in den betreffenden Quartieren nicht grundlegend ver-
ändern resp. beeinträchtigen würde.  
 
Dies wird auch durch eine Studie11, die im Rahmen der Ortsplanungsrevision zu den Bauklassen IIa 
und IIa/b erarbeitet wurde gestützt. Mittels Volumenstudien wurde darin für zahlreiche exemplarische 
Bauparzellen überprüft, welche Auswirkungen eine Aufhebung der Ausnützungsziffer resp. eine Auf-
zonung in eine höhere Bauklasse hätte.  
 
Die exemplarisch untersuchten Parzellen zeigen, dass die Erhaltung der heutigen Siedlungsqualität 
jedoch nur mit entsprechenden Steuerungsmassnahmen gewährleistet werden kann.  
 
Die exemplarisch untersuchten Beispiele zeigen, dass eine massvolle innere Verdichtung in EFH-
Quartieren nicht über AZ oder GFZ-Definitionen gesteuert werden muss. Vielmehr sind volumenbil-
dende Vorgaben, wie maximale Gebäudelängen strukturbildend und deshalb zu definieren. Zudem 
bedarf es für den Erhalt der Siedlungsqualität zusätzlicher Instrumente der Qualitätssicherung wie der 
Beurteilung durch eine Fachinstanz, wie das die Bau- und Planungskommission in Köniz erfüllt.  
 
Ein Nutzungsbonus von 10% für die heute bestehenden Bauklassen Ia und IIa/b, erscheint als prob-
lemlos. 
 
  

                                                      
10 vgl. Hänggi Planung und Beratung AG 
11 vgl. Hänggi Planung und Beratung AG 
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3.3.4 Neuer Wortlaut 

Art. 59a  BauR  
Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen 
 
1 Gilt für ein Grundstück eine Ausnützungsziffer, so wird ein Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen von 10 
% des erlaubten Nutzungsmasses gewährt, wenn  
 
a) bei Neubauten im Sinn von Artikel 1 Absatz 2 KEnV4, die kantonalen Anforderungen an den winterlichen 

Wärmeschutz um 30 % unterschritten werden und der nach kantonalem Recht zulässige Wärmebedarf für 
Heizung und Warmwasser ohne (0 %) nicht erneuerbaren Energien5 gedeckt wird, 

 
b) bei bereits bestehenden Bauten, gegebenenfalls durch Sanierungsmassnahmen, die kantonalen Anforderun-

gen an den winterlichen Wärmeschutz um 30 % unterschritten und höchstens 50 % des nach kantonalem 
Recht zulässigen Wärmebedarfs für Heizung und Warmwasser mit nicht erneuerbaren Energien6 gedeckt 
werden. 

 
2 Bei Bauten, bei denen die unbeheizten Räume mehr als 20 % der an das Nutzungsmass anrechenbaren Flä-
chen beanspruchen, wird der Bonus anteilsmässig nur für die beheizten Räume gewährt. 
 
3 Erfüllen nicht alle Bauten oder Gebäudeteile auf einem Grundstück die gestellten Anforderungen, so wird der 
Nutzungsbonus im Verhältnis der bonusberechtigten Energiebezugsfläche zur Energiebezugsfläche aller Bauten 
und Gebäudeteile gewährt.7 Der Nutzungsbonus kann nur für die entsprechende bonusberechtige Baute oder den 
entsprechenden bonusberechtigten Gebäudeteil eingesetzt werden. Eine Übertragung ist nicht möglich. 
 
4 In Überbauungsordnungen, welche von den Stimmberechtigten erlassen wurden, in Zonen mit Planungspflicht, 
Zonen für öffentliche Nutzungen, Zonen für Sport- und Freizeitanlagen und Zonen mit besonderen Vorschriften 
kann ein Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen nur beansprucht werden, wenn und soweit (Voraussetzun-
gen und Umfang) dies in den Vorschriften vorgesehen ist. 
 
5 Wird in den vorstehenden Absätzen auf das kantonale Energierecht Bezug genommen, sind für den winterlichen 
Wärmeschutz die im Jahr 2011 beschlossenen Fassungen massgebend8, im Übrigen ist das jeweils geltende 
Recht massgebend. 
 
4 BSG 741.111 
5 Definition erneuerbarer Energien gemäss Art. 4 Abs. 4 KEnG  
6 Definition erneuerbarer Energien gemäss Art. 4 Abs. 4 KEnG  
7 Vgl. Art. 14 Abs. 2 KEnG  

8 KEnG in der Fassung vom 15. Mai 2011 und KEnV in der Fassung vom 26. Oktober 2011. 

 

3.3.5 Erläuterungen zu den Absätzen im Einzelnen 

Art. 59a Abs. 1 BauR 
Die neuen Vorschriften sehen für Neubauten und bestehende Bauten den nach Art. 14 Abs. 1 KEnG 
(vgl. Ziff. 3.3.2) maximal möglichen Nutzungsbonus von 10 % vor. Für Neubauten werden die für die 
Beanspruchung des Nutzungsbonus erforderlichen Bedingungen nach Art. 8 KEnV (vgl. Ziff. 3.3.2) 
insofern verschärft, dass für die Deckung des zulässigen Wärmebedarfs für Heizung und Warmwasser 
keine nicht erneuerbaren Energien verwendet werden dürfen; nach Art. 8 KEnV sind es maximal 50 % 
nicht erneuerbare Energien. Für bereits bestehende Bauten werden die kantonalen Bedingungen nicht 
verschärft. 

Für die Einlösung des Bonus nach Art. 59a Abs. 1 Bst. b BauR muss zum Zeitpunkt der Erweiterung 
nachgewiesen werden, dass der Rest des Gebäudes die aktuellen Bedingungen ebenfalls erfüllt. Bei-
spiel: Ein Grundeigentümer, der sein Haus bereits vor Inkrafttreten der neuen Energievorschriften 
energetisch saniert hat, kann den Nutzungsbonus einlösen, sofern das Gesamtgebäude den erhöhten 
Bestimmungen gemäss Art 59a BauR entspricht. Ist dies der Fall, kann er den Bonus beispielsweise 
für den Umbau einer Loggia, eines Balkons oder einer Terrasse zur Wohnraumerweiterung einlösen. 

Art. 59a Abs. 2 BauR 
Wird ein Gebäude energetisch saniert, welches einen hohen Anteil unbeheizte Räume wie Lagerhal-
len o. ä. aufweist (über 20% der an das Nutzungsmass anrechenbaren Fläche), profitieren diese un-
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beheizten Räume nicht vom Nutzungsbonus. Ohnehin ist es theoretisch, dass unbeheizte Räume die 
verlangten Anforderungen an den winterlichen Wärmeschutz erfüllen. 

Art. 59a Abs. 3 BauR 
Stehen auf einem Grundstück zwei Gebäude, wovon nur eines energetisch saniert wird, profitiert le-
diglich das sanierte Gebäude vom Energie-Nutzungsbonus (vgl. Art. 14 Abs. 2 KEnG) im Verhältnis 
seiner Energiebezugsfläche zur Energiebezugsfläche aller auf dem Grundstück stehenden Bauten. 

Wird ein Gebäude mit einem gut gedämmten Anbau ergänzt, profitiert nur der Anbau vom Nutzungs-
bonus (im Verhältnis der Energiebezugsflächen). Der Bonus kann nur für diesen Anbau eingesetzt 
werden. Es ist also z.B. nicht möglich mit dem Bonus den Balkon des bestehenden Gebäudeteils zu 
verglasen. 

Wird ein bestehendes Haus gleichzeitig saniert und erweitert, werden das bestehende Gebäude (An-
forderungen an eine Sanierung) und die Erweiterung (Anforderungen an einen Neubau) separat beur-
teilt und der Nutzungsbonus im Verhältnis der Energiebezugsfläche der beiden Gebäudeteile gewährt. 
Diese Handhabung entspricht der gängigen Praxis des AUE bei der Ermittlung von Beiträgen. 

Art. 59a Abs. 4 BauR 
Auf den ursprünglichen Abs. 4 (Reduktion des Bonus bei Anwendung von Art. 26 BMBV, wie in der 
Mitwirkung vorgesehen) wird aufgrund der Diskussion mit den kantonalen Behörden verzichtet. Dies 
insbesondere auch wegen Überlegungen bezüglich des Vollzugs. 

Die Gemeinde beabsichtigt, die Fragen von verschiedenen Nutzungsboni in ZPPs – z.B. für energieef-
fizientes Bauen, die Durchführung eines qualifizierten Verfahrens oder gemeinnützigen Wohnungsbau 
noch zu klären. Die neuen Vorschriften werden daher so ausgestaltet, dass ein Nutzungsbonus für 
energieeffizientes Bauen in ausgewählten, in einer UeO der Stimmberechtigten, einer ZPP, ZöN, ZSF 
oder ZBV liegenden Gebieten zwar festgelegt werden kann (vgl. neuer Art. 59a Abs. 4 BauR). Dafür 
ist aber ein neues Planerlassverfahren (z.B. im Rahmen der laufenden Gesamtrevision) erforderlich. 
In den dazugehörigen Vorschriften werden dann gegebenenfalls die Voraussetzungen und der Um-
fang eines Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen geregelt. Ein Nutzungsbonus für energieeffi-
zientes Bauen kann dann auf der AZ oder einem anderen Nutzungsmass (z.B. Bruttogeschossfläche) 
gewährt werden. 

Art. 59a Abs. 5 BauR 
Für den winterlichen Wärmeschutz gilt eine statische Regelung. Eine Verschärfung der kantonalen 
Vorschriften soll hier nicht zu einer weiteren Verschärfung auf kommunaler Ebene führen, da ab einer 
gewissen Dämmung nur noch mit unverhältnismässigem Aufwand eine Verbesserung erzielt werden 
kann. Für alle anderen Verweise (u.A. Heizung und Warmwasser) gilt eine dynamische Regelung. 
Hier sollen sich Anpassungen des kantonalen Rechts auch auf kommunaler Ebene auswirken. 

 
 

3.3.6 Verhältnis zur Gesamtrevision und Planbeständ igkeit 

Der neue Art. 59a BauR ist inhaltlich auf die an definierte Voraussetzungen gebundene Gewährung 
eines Nutzungsbonus begrenzt. Räumlich betrifft der Nutzungsbonus jene Grundstücke, für die eine 
Bauklasse mit AZ gilt. In Gebieten, die in einer UeO der Stimmberechtigten, einer ZPP, ZöN, ZSF oder 
ZBV liegen, wird ein Nutzungsbonus jedoch nur gewährt, wenn und soweit (Voraussetzungen und 
Umfang) dies – durch ein separates Planerlassverfahren - in den entsprechenden Vorschriften vorge-
sehen ist. Alle von der Änderung nicht betroffenen Inhalte und Gebiete werden mit der vorliegenden 
Teilrevision weder angepasst noch bestätigt. 

Bei der laufenden Gesamtrevision der Ortsplanung ist vorgesehen, die Begriffe und Messweisen im 
Bauwesen auf die BMBV abzustimmen und das maximale Nutzungsmass (bisher AZ) mindestens in 
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den Bauklassen mit geringer Dichte (z.B. BK Ia und IIa/b) abzuschaffen. Somit wird der Anteil der 
Bauten, bei dem der Nutzungsbonus Anwendung findet, abnehmen. 

Zum heutigen Zeitpunkt ist die Gesamtrevision der Ortsplanung noch nicht in Kraft. Somit gilt der neue 
Begriff der BMBV für das Nutzungsmass noch nicht. Eine Anpassung ist im Rahmen der Gesamtrevi-
sion vorgesehen. 

Aus energiepolitischer Sicht wird der Anreiz für den Energiebonus geschmälert, falls andere Nut-
zungsboni in Aussicht gestellt werden (gemeinnütziger Wohnungsbau, qualitative Verfahren, usw.). 
Was stärker gewichtet werden soll, ist ein politischer Entscheid. 
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3.4 Übergangsbestimmungen 
 
Rechtskräftiger Wortlaut 
 
Bisher kein rechtskräftiger Wortlaut. 
 
Neuer Wortlaut 
 
Art. 104a Übergangsbestimmungen zur Änderung vom xx.xx.xxxx (Datum der Volksabstimmung) 
 
1 Artikel 37 in der Fassung vom XX.XX.XXXX (Datum der Volksabstimmung) gilt  für Baugesuche, die nach In-
krafttreten dieser Änderungen eingereicht wurden. 
 
2 Für bis zum 31. Dezember 2019 eingereichte Baugesuche beträgt der nach Artikel 37 Absatz 1 zulässige Anteil 
nicht erneuerbarer Energien 50 %. 
 
3 Artikel 59a in der Fassung vom XX.XX.XXXX (Datum der Volksabstimmung) gilt für Baugesuche, die bei Inkraft-
treten dieser Änderung bereits hängig waren oder danach eingereicht wurden. 
 
 
 

3.4.1 Erläuterungen zu den Absätzen im Einzelnen 

Art. 104a Abs. 1 BauR 
Der Anteil nicht-erneuerbarer Energien gilt nur für neue Baugesuche. 
 
Art. 104a Abs. 2 BauR 
Die Übergangsbestimmungen ermöglichen eine gestaffelte Einführung. Für bis zum 31. Dezember 
2019 eingereichte Baugesuche gilt die Übergangsbestimmung mit einem nach Artikel 37 Absatz 1 
zulässigem Anteil nicht erneuerbarer Energien von 50 %. Für später eingereichte Baugesuche gilt der 
Höchstanteil von 20 % nicht erneuerbarer Energien. 
 
Art. 104a Abs. 3 BauR 
Der Nutzungsbonus gilt auch für hängige Gesuche. 
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4.  Auswirkungen auf die Umwelt (Bericht nach Art. 47 RPV) 

 
Abbildung 8 Die Matrix zeigt auf, wo welche Änderungen an den Energievorschriften Auswirkungen haben. 
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4.1 Orts- und Landschaftsbild 
Anteil nicht erneuerbare Energien (Art. 37 BauR) 
Sowohl die Zielsetzungen des Richtplans Energie der Gemeinde Köniz als auch die Resultate aus den 
beiden Expertisen lassen darauf schliessen, dass sich die Zahl der Photovoltaikanlagen auf dem Ge-
meindegebiet von Köniz in den nächsten Jahren erhöhen wird. Diese Anlagen werden Auswirkungen 
auf das Ortsbild haben. 

Der Kanton Bern hat im Jahr 2012 zu diesem Zweck Richtlinien für baubewilligungsfreie Anlagen zur 
Gewinnung erneuerbarer Energien erarbeitet. Photovoltaikanlagen sind bewilligungsfrei, sofern sie die 
aufgeführten kantonalen Richtlinien erfüllen und kein Schutzobjekt betreffen (vgl. Abb. 9). 
 

 
Abbildung 9: Baubewilligungspflichtiges K-Objekt 
 
Die Auswirkung der vorliegenden Baureglementsänderung auf das gesamte Ortsbild darf aber nicht 
überschätzt werden, da nur Neu- und Erweiterungsbauten von dieser Bestimmung betroffen sind. 

Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen (Art. 59 a BauR) 
Der neue Art. 59a BauR wird fallweise gewisse sichtbare Auswirkungen auf das ortsbauliche Erschei-
nungsbild haben. Die Gewährung eines Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen wird zu leicht 
grösseren Bauvolumen führen.  

Art. 59a BauR hat nur Auswirkungen auf Grundstücke, für die eine Bauklasse mit definierter AZ gilt.12  

Es ist angedacht, im Rahmen der Gesamtrevision das maximale Nutzungsmass (bisher AZ) in den 
Bauklassen mit geringer Dichte (z.B. BK Ia sowie II a/b)) abzuschaffen. Somit wird der Anteil der Bau-
ten, bei dem der Nutzungsbonus Anwendung findet, abnehmen. 
 
In Gebieten, die in einer UeO der Stimmberechtigten, einer ZPP, ZöN, ZSF oder ZBV liegen, wird ein 
Nutzungsbonus nur gewährt, wenn und soweit (Voraussetzungen und Umfang) dies – durch ein sepa-
rates Planerlassverfahren - in den entsprechenden Vorschriften vorgesehen ist. 

                                                      
12 vgl. Anhang 1: Plan zu den Bauklassen mit Ausnützungsziffer 
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4.2 Verkehrsaufkommen  

Die Einlösung eines Nutzungsbonus von 10% gemäss Art. 59a BauR dürfte nur bei einer grösseren 
Überbauung zu zusätzlichen Einwohnern und damit zu einem gewissen Mehrverkehr führen. Die 
grösseren, zusammenhängenden Flächen befinden sich jedoch in ZPPs und/oder UeOs und sind 
daher nicht von der Änderung betroffen. Bei bestehenden Bauten wird der Nutzungsbonus in den 
meisten Fällen für eine Wohnraumerweiterung und damit eine Anpassung an die gesteigerten Bedürf-
nisse konsumiert, welche sich kaum in zusätzlichen Fahrten niederschlagen wird. 

Die neuen Vorschriften zum Anteil nicht erneuerbarer Energien (Art. 37 BauR) haben keinen Einfluss 
auf das Verkehrsaufkommen. 

4.3 Lärm 

Der unter Ziffer 4.2 hievor erwähnte mögliche marginale Mehrverkehr wird keine nennenswerten Aus-
wirkungen auf die Lärmbelastung haben. Zusätzliche Luft-Wasser-Wärmepumpen könnten zu einer 
gewissen Lärmbelastung führen. Diese Fälle dürften aber nur vereinzelt vorkommen und von unterge-
ordneter Bedeutung sein. 

4.4 Nachhaltige Energieversorgung 

Die neuen Bestimmungen in Art. 37 und Art. 59a BauR sollen zu einer nachhaltigeren Energieversor-
gung in Köniz führen.  

Anteil nicht erneuerbare Energien (Art. 37 BauR) 
Art. 37 BauR unterstützt die nachhaltige Förderung und Nutzung der Energie bei Neu- und Erweite-
rungsbauten in dem er verlangt, dass nicht mehr als 20% des zulässigen Wärmebedarfs mit nicht 
erneuerbaren Energien gedeckt werden darf. Dabei ist es möglich, den verbleibenden Anteil von 80% 
teilweise durch Massnahmen wie Dämmung zu leisten und/oder durch die Nutzung z.B. von Sonnen-
energie zu erbringen. 

Nutzungsbonus für energieeffizientes Bauen (Art 59a  BauR) 
Art. 59a BauR setzt durch den Nutzungsbonus einen Anreiz für energieeffizientes Bauen und Sanie-
ren. Diese neuen Vorschriften haben Auswirkungen auf Bauten, die sich in Bauklassen mit einer defi-
nierten AZ befinden.13 

In Gebieten, die in einer UeO der Stimmberechtigten, einer ZPP, ZöN, ZSF oder ZBV liegen, wird ein 
Nutzungsbonus nur gewährt, wenn und soweit (Voraussetzungen und Umfang) dies – durch ein sepa-
rates Planerlassverfahren - in den entsprechenden Vorschriften vorgesehen ist. 

  

                                                      
13 vgl. Anhang 1: Plan zu den Bauklassen mit Ausnützungsziffer 

Auflageexemplar



  25 

5. Vorgehen 

5.1 Verfahren 

Die Teilrevision der Grundordnung durchläuft das ordentliche Verfahren nach Art. 58 ff BauG mit öf-
fentlicher Mitwirkung, Vorprüfung, öffentlicher Auflage, Beschlussfassung und kantonaler Genehmi-
gung. Die Beschlussfassung liegt in der Kompetenz der Stimmberechtigten. 

5.2 Mitwirkung 

Die Mitwirkungsauflage hat vom 27. Mai 2013 bis 12. Juli 2013 stattgefunden. Es sind 8 Eingaben 
eingegangen. Der Gemeinderat führt aufgrund der Eingaben eine Übergangsfrist von 50 % nicht er-
neuerbarer Energie ab Inkrafttreten der Teilrevision bis 31.12.2019 ein. 

5.3 Vorprüfung 
noch ausstehend 

5.4 Öffentliche Auflage 
noch ausstehend 

5.5 Beschlussfassung und Genehmigung 
noch ausstehend 

5.6 Termine 
Öffentliche Auflage 15. Aug. bis 15. Sept. 2014 
Einspracheverhandlungen November 2014 
Volksabstimmung Juni 2015 
Genehmigung AGR anschliessend 
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Anhang 1: Plan zu den Bauklassen mit Ausnützungszif fer 
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1.1 Grundlagen/ Überblick 

1.1.1 Grund und Gegenstand der Mitwirkung 

Gegenstand der Mitwirkung war die vorgezogene Teilrevision des Baureglements.  

Folgende Planungsinstrumente und Berichte wurden im Rahmen der vorgezogenen Teilrevision 

des Baureglements erarbeitet und waren Bestandteil des öffentlichen Mitwirkungsverfahrens: 

� Entwurf Teilrevision Baureglement (721.0) 

� Teilrevision der Grundordnung: Energievorschriften; Erläuterungsbericht 

� Fragebogen Mitwirkung  

 

Die Federführung der vorgezogenen Teilrevision des Baureglements lag bei der Abteilung Um-

welt und Landschaft (AUL), mitgewirkt haben weiter die Fachstelle Recht und die Planungsab-

teilung (PLAK). Organisatorisch ist die vorgezogene Teilrevision des Baureglements in die Ge-

samtrevision der Baulichen Grundordnung eingebunden. 

 

1.1.2 Information / Partizipation der Öffentlichkei t 

 
Am 21. Mai 2013 wurde die GPK und am 22. Mai 2013 wurden die Medien über den Start der 

öffentlichen Mitwirkung zur Teilrevision des Baureglements orientiert. 

 

Zusätzlich wurde im Juni 2013 im Köniz Innerorts ein Artikel zur vorgezogenen Teilrevision des 

Baureglements publiziert. Darin wurden die wichtigsten Punkte der Teilrevision vorgestellt. Die 

Bürgerinnen und Bürger wurden aufgerufen ihre Meinungen, Anregungen und Fragen zu äus-

sern. In einem zur Verfügung gestellten Fragebogen wurde u.a. nach der Meinung zur vorgezo-

genen Teilrevision des Baureglements, sowie zur Umsetzung der beiden Motionen gefragt.  

 

1.1.3 Durchführung der Mitwirkung 

 

Die öffentliche Mitwirkung fand vom 27. Mai 2013 bis 12. Juli 2013 statt.  

Publiziert wurde das Mitwirkungsverfahren zur vorgezogenen Teilrevision des Baureglements 

im Internet auf www.koeniz.ch und im Anzeiger. Folgende Unterlagen wurden zur Verfügung 

gestellt:  

� Entwurf Teilrevision Baureglement (721.0) 

� Teilrevision der Grundordnung: Energievorschriften; Erläuterungsbericht 

� Fragebogen Mitwirkung  

 

1.1.4 Übersicht Mitwirkende 

Während der Mitwirkungszeit sind 8 Eingaben eingegangen. Die Eingaben bestehen aus Fra-

gebögen, schriftlichen Eingaben sowie einer Kombination von beidem. Insgesamt sind 7 Frage-
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bögen und 2 Eingabeschreiben eingegangen. Dabei kamen 5 Eingaben von Institutionen (5 

Parteien) und 3 von Privatpersonen. 

Es wurde sehr konstruktiv mitgewirkt und die Meinungen sind grösstenteils begründet. Die Mit-

wirkenden haben zahlreiche und wertvolle Vorschläge und Anregungen eingereicht. 
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1.2  Zusammenfassung und Folgerungen aus den Mitwir kungseingaben 

1.2.1 Eingaben Fragebögen 

 

Vorgezogene Teilrevision des Baureglements 

 

Grundsatzfrage zur vorgezogenen Teilrevision 

Erachten Sie es als richtig, dass die Anliegen aus den beiden Motionen vor der Gesamtrevision 

umgesetzt werden? 
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Umsetzung der Motion 1107 „Neu bauen mit erneuerbar er Energie“ 

 

Geltungsbereich 

Finden Sie es richtig, dass die Anforderungenvon maximal 20 % nicht erneuerbarer Energie 

auch bei grösseren Erweiterungen von Gebäude gelten und nicht nur bei Neubauten wie dies 

der Motionstext verlangt? 

 
 

Anteil nicht erneuerbarer Energie 

Sind sie einverstanden, dass Köniz beim maximalen Anteil nicht erneuerbare Energie weiter 

geht als in den kantonalen Vorschriften festgehalten und diesen Anteil auf maximal 20 % 

ansetzt? 
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Umsetzung der Motion 1113 „Nutzungsbonus für Bauten  im Minergie-Standard oder 
besser“ 

 

Höhe des Nutzungsbonus 

Das kantonale Energiegesetz gibt den Gemeinden die Möglichkeit, maximal 10 % 

Nutzungsbonus bei besonders gut gedämmten Häusern zu geben (Anforderungen siehe 

Entwurf Art. 59a). Finden Sie es richtig, dass die Gemeinde die vollen 10 % gewährt? 

 
 

Nutzungsbonus als Instrument 

a) Finden Sie es für den Bereich Energie vorteilhaft, wenn erhöhte Anforderungen mit einem 

höheren Mass an Nutzung belohnt werden? 

 

 
b) Finden Sie es richtig, wenn erhöhte Anforderungen - z.B. bezüglich Siedlungsqualität dank 

Architekturwettbewerb, gemeinnütziger Wohnbauträger, etc. - mit einem höheren Mass an Nut-

zung belohnt werden? 
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1.2.2 Überblick und Hauptaussagen 

Die öffentliche Mitwirkung zur vorgezogenen Teilrevision des Baureglements erhielt allgemein 

gesehen eine positive Resonanz.  

Vorgezogene Teilrevision des Baureglements 

Überblick 

Die vorgezogene Teilrevision des Baureglements wird mit 75 % zustimmender Haltung beurteilt.  

Hauptaussagen  

Als richtig gewertet wird, dass die Revision im Sinne der Motion 1107 der Gesamtrevision vor-

gezogen wird. Damit wird die Gesamtrevision der Ortsplanung entlastet und die Sachfragen 

können einzeln beurteilt werden. Bedenken werden dahingehend geäussert, dass die neuen 

Bestimmungen im Sinne der Motion 1113 nur zwei Jahre Gültigkeit haben werden, sofern die 

Ausnützungsziffer im Rahmen der Gesamtrevision der baurechtlichen Grundordnung abge-

schafft wird. 

Zusammenfassende Antwort 

Im Zusammenhang mit der Gesamtrevision der baurechtlichen Grundordnung ist vorgesehen, 

die Ausnützungsziffer durch die Geschossflächenziffer abzulösen. Es ist allerdings noch offen, 

ob diese Geschossflächenziffer effektiv eingeführt wird und vor allem auch, für welche Zonen 

sie gelten würde. Falls die Geschossflächenziffer gar nicht eingeführt würde, hätten die neuen 

Bestimmungen im Sinne der Motion 1113 (Nutzungsbonus) nur zwei Jahre Bestand. 
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Umsetzung der Motion 1107 „Neu bauen mit erneuerbar er Energie“ 

Überblick 

50 % der Mitwirkenden begrüssen, dass der Geltungsbereich auch auf grössere Erweiterungen 

von Gebäuden ausgedehnt wird. 50 % der Mitwirkenden sind jedoch der Meinung, dass die An-

forderungen nur bei Neubauten gelten sollen. 

62.5 % der Mitwirkenden begrüssen die Verschärfung beim maximalen Anteil nicht erneuerba-

rer Energie im Vergleich zu den kantonalen Vorschriften. 37.5 % der Mitwirkenden beurteilen 

die Verschärfung kritisch. 

Hauptaussagen  

Geltungsbereich 

Die Ausdehnung der Anforderungen auf Erweiterungen von Gebäuden wird teilweise begrüsst, 

da dadurch ein Druck ausgeübt wird das Heizungssystem zu überdenken. Dem gegenüber ste-

hen die Bedenken, dass die Verdichtung nach innen gedämpft werden könnte. Gewünscht wird, 

dass die konkrete Ausgestaltung Ausnahmeregelungen bzw. Alternativen zulässt. Es wird da-

rauf hingewiesen, dass sich die Motion nur auf Neubauten bezieht und die Anpassung des Gel-

tungsbereiches nicht dem Auftrag des Parlamentes entspricht. Weiter besteht der Wunsch, 

dass denkmalgeschützte Bauten von den Anforderungen ausgenommen werden sollen. 

Anteil nicht erneuerbarer Energie 

Der Anteil an nicht erneuerbaren Energien wird teilweise begrüsst: die Auflagen seien sinnvoll 

und würden von anderen Gemeinden bereits umgesetzt. Längerfristig soll der maximal zulässi-

ge Anteil von 20 % auf 0 % abgesenkt werden. Teilweise wird der Anteil an nicht erneuerbaren 

Energien auch kritisiert. Grundsätzlich seien kantonale Lösungen anzustreben und der Wechsel 

sei zu abrupt. Auch werden Bedenken geäussert, dass die Verschärfung in einer Volksabstim-

mung nicht mehrheitsfähig sei. 50 % nicht erneuerbare Energien werden als realistisches Ziel 

genannt. Weiter wird der Vorschlag eingebracht, bei der Einführung der Vorschrift eine Etappie-

rung zu prüfen. 

Es wird bemängelt, dass Angaben zu Preis und Zeitbedarf für die Erschliessung des Potentials 

an erneuerbaren Energien fehlen. Weiter wird angemerkt, dass die Bevölkerungszunahme bei 

der Berechnung des künftigen Wärmebedarfes nicht eingerechnet ist. Es werden zudem Be-

denken geäussert, dass unerwünschte Effekte möglich seien (wie die Förderung von ineffizien-

ten Technologien – als Beispiel werden Luft-Wasser Wärmepumpen angeführt). Zudem wird auf 

Risiken bei der Energiegewinnung aus Biomasse (Luftreinhaltung, potentielle Gewässerschutz-

probleme) und Energieholz (Luftreinhaltung und Feinstaub) hingewiesen. 
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Gefragt wird, wie der restliche Bedarf an erneuerbarer Wärmeenergie gedeckt werden soll. Wei-

ter stellt sich die Frage, wie der durchschnittliche Strommix bei Wärmepumpen bezüglich er-

neuerbarer Energie angerechnet wird und ob für die Deckung des Energiebedarfs  mit erneuer-

barer Energie auch erneuerbare Energie zugekauft werden kann. 

Zusammenfassende Antwort  

Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich ist durch die kantonale Gesetzgebung festgelegt. Unter dem Begriff „Neu-

bauten“ umfasst er laut der Kantonalen Energieverordnung vom 26. Oktober 2011 (KEnV; BSG 

741.111) Art. 1 Abs. 2 „neue Gebäude, Anbauten, Aufstockungen und neubauartige Umbauten, 

wie Auskernungen und dergleichen“. In Art. 30 Abs. 2 ist dann präzisiert, bei welchen Bauten 

der maximale Anteil an nicht erneuerbarer Energie nicht eingehalten werden muss. Es sind 

dies:  

Erweiterungen von bestehenden Gebäuden, die als Neubauten im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 

(KEnV) gelten, sind von den Anforderungen befreit, wenn die neu geschaffene Energiebezugs-

fläche 

a weniger als 50 Quadratmeter oder 

b maximal 20 Prozent der Energiebezugsfläche des bestehenden Gebäudeteils und 

nicht mehr als 1000 Quadratmeter beträgt 

Dies bedeutet, dass kleinere Erweiterungen von den Vorgaben ausgenommen sind, vgl. Art. 37 

Abs. 2 Bst. a des Entwurfs. 

Der Wortlaut der Motion verwendet den Begriff Neubauten. Eine eigene Definition was Neubau-

ten sind, widerspricht der Grundidee, das Baureglement möglichst einfach zu halten. Es wird 

daher angestrebt, die kantonale Definition zu verwenden.  

Vor dem Hintergrund der angestrebten inneren Verdichtung soll jedoch die Möglichkeit geschaf-

fen werden, bei massgebenden Erweiterungen ohne Erneuerung des bestehenden Heizsys-

tems auszukommen. Die neu festgelegten maximal 20 % Anteil nicht erneuerbare Energien 

sind bei bestehenden Gebäuden mit Öl- oder Erdgasheizung praktisch nicht erreichbar. Im Reg-

lementsentwurf ist deshalb für Erweiterungen die Alternative geboten, die für den winterlichen 

Wärmeschutz geltenden Anforderungen um 30 % zu unterschreiten. Wenn eine massgebende 

Erweiterung diese Anforderung erfüllt, muss die Bauherrschaft in Bezug auf die Verwendung 

von nicht erneuerbarer Energie nur die kantonalen Vorschriften einhalten. Gemäss Art. 42 Abs. 

2 des Kantonalen Energiegesetzes vom 15. Mai 2011 (KEnG, BSG 741.1) sind dies max. 80 % 

des zulässigen Wärmebedarfs. 

Denkmalsgeschützte Bauten sind, wie alle bestehenden Bauten, höchstens bei massgebenden 

Erweiterungen betroffen. Bei bewilligungspflichtigen Anpassungen an denkmalgeschützten 

Bauten ist die Denkmalpflege beizuziehen.  
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Anteil nicht erneuerbarer Energie 

Aufgrund der mit der Überweisung der Motion vom Parlament verordneten vorgezogenen Teil-

revision des Baureglements stand die Anpassung in einem Schritt im Vordergrund. Eine Ver-

schärfung auf max. 20 % nicht erneuerbare Energie entspricht dem Motionstext. Die etappierte 

Anpassung kann als Option/Variante geprüft werden.  

Die Antwort auf die Frage nach Preis- und Zeitbedarf für die Erschliessung erneuerbarer Ener-

gien wird nicht im Rahmen der Teilrevision des Baureglements erarbeitet. Die Energiestrategie 

legt fest, welche Anteile erneuerbare Energie ab wann verfügbar sein müssen. Die daraus ab-

zuleitenden Konzepte und Massnahmen werden unter anderem die Fragen nach dem Preis und 

dem Zeitbedarf beantworten. Die vorgeschlagene Teilrevision des Baureglements soll ihrerseits 

den Bedarf nach Energie insgesamt und den Bedarf an nicht erneuerbarer Energie im Speziel-

len reduzieren helfen. Die Zahlen für den zukünftigen Wärmeenergiebedarf stammen aus der 

Energiestrategie 2009. Bei der damaligen Festlegung war den Autoren bewusst, dass die Be-

völkerung und damit der Wärmeenergiebedarf zunimmt. In den Unterlagen, welche in der Zwi-

schenzeit entstanden sind (Richtplan Energie z.B.) wird die Bevölkerungszunahme berücksich-

tigt. 

Es sind keine unerwünschte Effekte zu erwarten. Elektrizität aus dem Stromnetz  wird im Kan-

ton Bern grundsätzlich als nicht erneuerbare Energie gerechnet. Zurzeit ist es gemäss der kan-

tonalen Gesetzgebung und der entsprechenden Vollzugshilfe nicht möglich, zugekauften 

Ökostrom anrechnen zu lassen. Weiter ist anzumerken, dass die Neuinstallation rein elektri-

scher Heizsysteme (Elektrospeicherheizungen) verboten ist und bestehende Anlagen auch 

nicht eins zu eins ersetzt werden dürfen.  

Die Potentiale für Holz und Biomasse werden im Richtplan Energie identifiziert. Die Gemeinde 

möchte vor allem grössere Holzfeuerungsanlagen fördern (Wärmeverbünde) um den Feinstaub- 

und Stickoxidausstoss zu begrenzen. 

Der restliche Wärmeenergiebedarf wird durch Energie aus zusätzlicher erneuerbarer Energie - 

insbesondere des regional vorhandenen Energieholzes, Solarwärme, Solarstrom, etc. - ge-

deckt. 
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Umsetzung der Motion 1113 „Nutzungsbonus für Bauten  im Minergie-Standard oder 
besser“ 

Überblick 

85 % der Mitwirkenden begrüssen die Einführung eines Nutzungsbonus von 10 %. 

85 % der Mitwirkenden finden es für den Bereich Energie vorteilhaft, wenn erhöhte Anforderun-

gen mit einem höheren Mass an Nutzung belohnt werden. 

85 % der Mitwirkenden finden es richtig, wenn erhöhte Anforderungen – z.B. bezüglich Sied-

lungsqualität dank Architekturwettbewerb, gemeinnütziger Wohnbauträger, etc. - mit einem hö-

heren Mass an Nutzung belohnt werden. 

Hauptaussagen  

Höhe des Nutzungsbonus 

Ein Nutzungsbonus von 10 % wird als vernünftig erachtet und befürwortet. Damit eine hohe 

Wirkung erzielt werden kann, soll der Anreiz möglichst hoch sein. Zudem wird die Verdichtung 

nach Innen als weitere Wirkung ausdrücklich begrüsst. Es wird angeregt, dass der Nutzungs-

bonus auch für bestehende Bauten welche mit 80 % erneuerbarer Energie betrieben werden 

gelten soll. Die Kriterien für den Erhalt des Nutzungsbonus seien relativ streng und die Eintritts-

schwelle solle nicht zu hoch sein. Es wird gefordert, den Nutzungsbonus argumentativ an die 

Wärmedämmung und nicht an die Förderung von erneuerbaren Energien zu binden. 

Nutzungsbonus als Instrument – a) 

Das Instrument Nutzungsbonus wird begrüsst (Anreiz zu ökologischem Bauen). Die Frage wird 

als unangebracht erachtet, da das Parlament dem Gemeinderat einen unmissverständlichen 

Auftrag erteilt hat. Es wird bemängelt, dass der Art. 59 a, Abs. 4 für juristisch nicht bewanderte 

Personen unverständlich sei. Bei Art. 59 a, Abs. 5 sei es unverständlich, weshalb der Bonus für 

die im Absatz erwähnten Zonen (ZPP, ZöN, etc.)  nicht allgemein gelten soll. 

Nutzungsbonus als Instrument – b) 

Es wird angemerkt, dass die Anzahl der Bonussysteme überschaubar bleiben und die Boni ku-

mulative Gültigkeit haben sollen. Weiter sei eine klare Messbarkeit nötig. Bonussysteme sollen 

einander nicht konkurrieren, da sonst Wirkung und Anreiz reduziert werden.  

Das Instrument Nutzungsbonus im Bereich Energie werde in verschiedenen Gebieten der 

Schweiz angewandt und sei etabliert. Boni seien zielführend.  
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Es wird angeregt bei Architekturwettbewerben einen Anreiz zu schaffen. Weiter soll in der 

kommenden Gesamtrevision des Baureglements Nutzungsboni für gemeinnützigen Wohnungs-

bau aufgenommen werden. 

 

Zusammenfassende Antwort 

Höhe des Nutzungsbonus 

Die Mindestkriterien sind im kantonalen Energiegesetz Art. 8 festgelegt. Bezüglich Dämmung 

gelten die Mindestanforderungen des kantonalen Energiegesetzes. Die Gewährung eines Bo-

nus ohne weitergehende Dämmung ist gemäss kantonaler Gesetzgebung nicht möglich. Was 

die erneuerbaren Energien betrifft, so gelten in Köniz für Neubauten höhere Anforderungen 

(Neubau 0 % nicht erneuerbare Energien, ohne Nutzungsbonus 20 %). 

Nutzungsbonus als Instrument – a) 

Es wird grundsätzlich auf die Wiederholung von übergeordneten Bestimmungen und Gesetze 

verzichtet. Zur Erläuterung vergleiche S. 17 im Erläuterungsbericht. 

In diesen Spezialzonen -  ZPP's, ZöN und ZSF oder in den Überbauungsordnungen -  kann die 

Gemeinde bereits heute weitergehende Vorschriften machen und auch einen Nutzungsbonus 

für besonders energieschonende Bauten anbieten. Die Verpflichtung dazu ist als Massnahme 

im Richtplan Energie eingeflossen und wird nach der Genehmigung des Richtplans durch den 

Kanton behördenverbindlich. Im Rahmen der Gesamtrevision der Ortsplanung werden zudem 

die entsprechenden Vorschriften geprüft und bei Bedarf überarbeitet.  

Nutzungsbonus als Instrument – b) 

Bonussysteme sollten sich nicht konkurrenzieren, sondern kumulativ eingesetzt werden kön-

nen. Die Gemeinde beabsichtigt, die Frage von verschiedenen, sich kumulierenden Nutzungs-

boni in Zonen mit Planungspflicht im Rahmen der laufenden Gesamtrevision zu klären. 
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1.3 Sicht des Gemeinderates 
 

Aufgrund der Auswertung der Mitwirkungseingaben hat der Gemeinderat (GR) die vorgezogene 

Teilrevision des Baureglements überprüft, diskutiert und angepasst. Nachfolgend sind die wich-

tigsten Entscheide des Gemeinderates zu den Mitwirkungseingaben (MW) aufgeführt: 

Vorgezogene Teilrevision des Baureglements 

Auswertung MW: Im Rahmen des Mitwirkungsverfahrens kam die Frage auf, ob es sinn-

voll sei, eine Regelung einzuführen, welche möglicherweise nur 2 Jahre 

Bestand hat (noch ausstehender Entscheid für die Ablösung der Aus-

nützungsziffer). 

Beschluss GR: Der Gemeinderat bleibt bei der vorgezogenen Teilrevision des Baureg-

lements. 

 

Umsetzung der Motion 1107 „Neu bauen mit erneuerbar er Energie“ 

Auswertung MW: Im Rahmen des Mitwirkungsverfahrens kam die Frage zur Höhe des 

maximalen Anteils an nicht-erneuerbarer Energie auf. Ebenso wurde 

die Frage gestellt, ob eine Etappierung möglich wäre. 

Beschluss GR: Der Gemeinderat hält am Ziel fest, den maximalen Anteil an nicht-

erneuerbaren Energien im Wärmebereich auf 20 % zu begrenzen. Auf-

grund der Mitwirkungseingaben wird dem Parlament folgender Vor-

schlag unterbreitet:    

Max. 20% nicht erneuerbar, gültig ab Inkrafttreten der Teilrevision mit 

Übergangsfristen; max. 50% nicht erneuerbar bis 31.12.2019 

 

Umsetzung der Motion 1113 „Nutzungsbonus für Bauten  im Minergie-Standard oder 
besser“ 

Auswertung MW: - 

Beschluss GR: Der Gemeinderat hält an der vorgeschlagenen Regelung zum Nut-

zungsbonus fest. 
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1.4 Weiteres Vorgehen 
Nach der Kenntnisnahme des Mitwirkungsberichts durch den Gemeinderat am 30. Oktober 

2013, gibt er das Geschäft zur Vorprüfung beim Kanton frei. Die Rückmeldung aus der Vorprü-

fung durch das AGR sollte bis Ende Januar 2014 vorliegen. In die öffentliche Auflage geht das 

Geschäft  von Mitte März bis Ende April 2014. Am 25. August 2014 wird das Geschäft vom Par-

lament behandelt und am 30. November 2014 dem Volk zur Abstimmung vorgelegt. Anfang 

2015 findet die Genehmigung durch den Kanton statt. 
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Teil II 

Eingaben und  

Antworten 
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2 Eingegangene Stellungnahmen 

2.1 Mitwirkende 
 
Arbeits- Nr.    Mitwirkende / Stellungnahmen 

2.1.1 Institutionen 

Parteien 

1-1  PGSP, HP. Wagner 

1-2  FDP. Die Liberalen Köniz, B. Bichsel 

1-3  SP Köniz, V. Descombes 

1-4  BDP Köniz, Th. Frey 

1-5  Grüne Köniz, HU. Pestalozzi 

 

2.2 Private Personen, Sonstige 

2-1  H. Hubschmid, Grünenbodenweg 26, 3095 Spiegel 

2-2  H. Mössinger, Grenzweg 1, 3097 Liebefeld 

2-3  J. Mosimann, Schwendistr. 197, 3173 Oberwangen 

 

 

Zur Erläuterung: 

Die vorstehenden Eingaben sind in eine Reihenfolge gesetzt (= Arbeits-Nr.) mit lediglich praktischer Be-

deutung (d.h. ohne Wertung). 
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w
er

de
n 

so
ll.

  
 

x 

1-
1 

B
ev

öl
ke

ru
ng

sz
un

ah
m

e 
is

t 
be

i d
er

 B
er

ec
hn

un
g 

de
s 

zu
kü

nf
tig

en
 W

är
m

eb
ed

ar
-

fe
s 

ni
ch

t e
in

ge
re

ch
ne

t. 

 
x 

1-
2 

E
s 

si
nd

 k
an

to
na

le
 L

ös
un

ge
n 

an
zu

st
re

be
n.

 8
0 

%
- 

Z
ie

l 
is

t 
am

bi
tiö

s.
 W

ec
hs

el
 

vo
n 

20
 %

 z
u 

 8
0 

%
 in

 e
in

em
 S

ch
rit

t 
ab

ru
pt

. 
E

s 
w

ird
 e

in
 A

nt
ei

l a
n 

ni
ch

t 
er

ne
u-

er
ba

re
r 

E
ne

rg
ie

 v
on

 5
0 

%
 v

or
ge

sc
hl

ag
en

. 

 
x 

D
ie

 G
em

ei
nd

e 
K

ön
iz

 w
ill

 i
m

 E
ne

rg
ie

be
re

ic
h 

am
bi

tiö
se

 Z
ie

le
 v

er
fo

lg
en

. 
D

ie
 A

nf
or

de
-

ru
ng

 k
an

n 
m

as
sg

eb
en

d 
m

ith
el

fe
n 

di
e 

ge
st

ec
kt

en
 Z

ie
le

 z
u 

er
re

ic
he

n.
 I

m
 E

rlä
ut

er
un

gs
-

be
ric

ht
 i

st
 f

es
tg

eh
al

te
n,

 d
as

s 
si

ch
 d

ie
 A

nf
or

de
ru

ng
 n

ic
ht

 n
ur

 ü
be

r 
di

e 
P

ro
du

kt
io

n 
vo

n 
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R
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 B
A
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R
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M
E

N
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 1-
3 

N
ut

zu
ng

 v
on

 8
0%

 e
rn

eu
er

ba
re

r 
E

ne
rg

ie
 im

 W
är

m
eb

er
ei

ch
 s

in
nv

ol
l u

nd
 w

ird
 in

 

an
de

re
n 

G
em

ei
nd

en
 b

er
ei

ts
 u

m
ge

se
tz

t. 
V

or
sc

hr
ift

 is
t a

m
bi

tiö
s 

un
d 

im
 n

at
io

na
-

le
n 

V
er

gl
ei

ch
 s

tr
en

g.
 

 
x 

er
ne

ue
rb

ar
er

 E
ne

rg
ie

 e
rf

ül
le

n 
lä

ss
t. 

D
ie

 S
en

ku
ng

 d
es

 n
ot

w
en

di
ge

n 
bz

w
. 

zu
lä

ss
ig

en
 

W
är

m
eb

ed
ar

fs
 k

an
n 

üb
er

 e
in

e 
be

ss
er

e 
D

äm
m

un
g 

er
re

ic
ht

 w
er

de
n.

 

A
uf

gr
un

d 
de

r 
m

it 
de

r 
Ü

be
rw

ei
su

ng
 d

er
 M

ot
io

n 
vo

m
 P

ar
la

m
en

t 
ve

ro
rd

ne
te

n 
vo

rg
ez

o-

ge
ne

n 
T

ei
lre

vi
si

on
 d

es
 B

au
re

gl
em

en
ts

 s
ta

nd
 d

ie
 A

np
as

su
ng

 in
 e

in
em

 S
ch

rit
t 

im
 V

or
-

de
rg

ru
nd

. D
ie

 e
ta

pp
ie

rt
e 

A
np

as
su

ng
 k

an
n 

al
s 

O
pt

io
n/

V
ar

ia
nt

e 
ge

pr
üf

t w
er

de
n.

  

1-
3 

U
ne

rw
ün

sc
ht

e 
E

ffe
kt

e 
m

ög
lic

h:
 F

ör
de

ru
ng

 in
ef

fiz
ie

nt
er

 T
ec

hn
ol

og
ie

n 
w

ie
 L

uf
t-

W
as

se
r 

W
är

m
ep

um
pe

n,
 w

el
ch

e 
bi

lli
g 

si
nd

 u
nd

 k
ei

ne
 B

ew
ill

ig
un

g 
br

au
ch

en
. 

A
ls

 H
au

pt
pr

ob
le

m
 w

ird
 d

er
 h

oh
e 

S
tr

om
ve

rb
ra

uc
h 

im
 W

in
te

r 
au

fg
ef

üh
rt

 (
S

ta
bi

-

lis
ie

ru
ng

 
de

s 
S

tr
om

ve
rb

ra
uc

he
s 

is
t 

ge
fä

hr
de

t)
. 

V
or

sc
hl

ag
: 

M
in

de
st

dä
m

-

m
un

gs
vo

rs
ch

rif
te

n 
vo

rs
ch

re
ib

en
. 

 
x 

E
s 

si
nd

 k
ei

ne
 u

ne
rw

ün
sc

ht
e 

E
ffe

kt
e 

zu
 e

rw
ar

te
n.

 E
le

kt
riz

itä
t a

us
 d

em
 S

tr
om

ne
tz

  w
ird

 

im
 K

an
to

n 
B

er
n 

gr
un

ds
ät

zl
ic

h 
al

s 
ni

ch
t e

rn
eu

er
ba

re
 E

ne
rg

ie
 g

er
ec

hn
et

. Z
ur

ze
it 

is
t e

s 

au
fg

ru
nd

 d
er

 k
an

to
na

le
n 

G
es

et
zg

eb
un

g 
un

d 
de

r 
en

ts
pr

ec
he

nd
en

 V
ol

lz
ug

sh
ilf

e 
ni

ch
t 

m
ög

lic
h,

 z
ug

ek
au

fte
n 

Ö
ko

st
ro

m
 a

nr
ec

hn
en

 z
u 

la
ss

en
. W

ei
te

r 
is

t a
nz

um
er

ke
n,

 d
as

s 

di
e 

N
eu

in
st

al
la

tio
n 

re
in

er
 e

le
kt

ris
ch

er
 H

ei
zs

ys
te

m
e 

ve
rb

ot
en

 is
t u

nd
 b

es
te

he
nd

e 
A

n-

la
ge

n 
au

ch
 n

ic
ht

 e
in

s 
zu

 e
in

s 
er

se
tz

t w
er

de
n 

dü
rf

en
.  

  

D
äm

m
un

g:
 D

as
 K

an
to

na
le

 E
ne

rg
ie

ge
se

tz
 g

ew
äh

rt
 d

en
 G

em
ei

nd
en

 m
eh

r 
A

ut
on

om
ie

, 

w
as

 d
en

 H
öc

hs
ta

nt
ei

l n
ic

ht
 e

rn
eu

er
ba

re
r 

E
ne

rg
ie

n 
be

tr
iff

t. 
B

ei
 d

en
 M

in
de

st
dä

m
m

vo
r-

sc
hr

ift
en

 k
an

n 
di

e 
G

em
ei

nd
e 

ni
ch

t w
ei

te
r 

ge
he

n 
al

s 
di

es
 im

 k
an

to
na

le
n 

R
ec

ht
 v

or
ge

-

se
he

n 
is

t. 

A
us

na
hm

e:
 Im

 Z
us

am
m

en
ha

ng
 m

it 
de

r 
G

ew
äh

ru
ng

 e
in

es
 N

ut
zu

ng
sb

on
us

.  

1-
3 

E
rn

eu
er

ba
re

 E
ne

rg
ie

n 
au

s 
B

io
m

as
se

 u
nd

 E
ne

rg
ie

ho
lz

 b
er

ge
n 

R
is

ik
en

. 
H

ol
z:

 

Lu
ftr

ei
nh

al
tu

ng
/F

ei
ns

ta
ub

; 
B

io
m

as
se

nv
er

gä
ru

ng
: 

Lu
ftr

ei
nh

al
tu

ng
, 

po
te

nt
ie

lle
 

G
ew

äs
se

rs
ch

ut
zp

ro
bl

em
e.

 Z
ud

em
 w

ird
 d

as
 P

ot
en

tia
l 

in
 d

er
 G

em
ei

nd
e 

K
ön

iz
 

al
s 

ge
rin

g 
ei

ng
es

ch
ät

zt
. 

 
x 

W
ird

 z
ur

 K
en

nt
ni

s 
ge

no
m

m
en

. 
Im

 R
ic

ht
pl

an
 E

ne
rg

ie
 w

er
de

n 
di

e 
P

ot
en

tia
le

 f
ür

 H
ol

z 

un
d 

B
io

m
as

se
 id

en
tif

iz
ie

rt
. 

D
ie

 G
em

ei
nd

e 
m

öc
ht

e 
vo

r 
al

le
m

 g
rö

ss
er

e 
H

ol
zf

eu
er

un
gs

-

an
la

ge
n 

fö
rd

er
n 

(W
är

m
ev

er
bü

nd
e)

. 

1-
3 

S
of

or
tig

e 
V

er
sc

hä
rf

un
g 

vo
n 

20
 %

 a
uf

 8
0 

%
 w

ird
 a

ls
 u

nr
ea

lis
tis

ch
 e

ra
ch

te
t 

un
d 

is
t 

in
 e

in
er

 V
ol

ks
ab

st
im

m
un

g 
ni

ch
t 

m
eh

rh
ei

ts
fä

hi
g 

(a
uc

h 
be

i B
er

üc
ks

ic
ht

ig
un

g 

de
r 

W
är

m
ed

äm
m

un
g)

. 
In

sb
es

on
de

re
 s

in
d 

er
ne

ue
rb

ar
e 

E
ne

rg
ie

-T
ec

hn
ol

og
ie

n 

no
ch

 te
ue

r 
un

d 
es

 b
es

te
he

n 
ör

tli
ch

e 
U

nt
er

sc
hi

ed
e 

(z
.B

. E
rd

so
nd

en
 n

ic
ht

 m
ög

-

lic
h 

us
w

.)
. 

 
x 

E
in

e 
V

er
sc

hä
rf

un
g 

au
f 

20
 %

 n
ic

ht
 e

rn
eu

er
ba

re
 E

ne
rg

ie
 e

nt
sp

ric
ht

 d
em

 M
ot

io
ns

te
xt

. 

D
ie

 G
em

ei
nd

e 
K

ön
iz

 w
ill

 i
m

 E
ne

rg
ie

be
re

ic
h 

am
bi

tiö
se

 Z
ie

le
 v

er
fo

lg
en

. 
 A

uf
gr

un
d 

de
r 

m
it 

de
r 

Ü
be

rw
ei

su
ng

 d
er

 M
ot

io
n 

vo
m

 P
ar

la
m

en
t 

ve
ro

rd
ne

te
n 

vo
rg

ez
og

en
en

 T
ei

lre
vi

-

si
on

 d
es

 B
au

re
gl

em
en

ts
 s

ta
nd

 d
ie

 A
np

as
su

ng
 i

n 
ei

ne
m

 S
ch

rit
t 

im
 V

or
de

rg
ru

nd
. 

D
ie

 

et
ap

pi
er

te
 A

np
as

su
ng

 k
an

n 
al

s 
O

pt
io

n/
V

ar
ia

nt
e 

ge
pr

üf
t 

w
er

de
n.

 A
uf

 ü
be

rg
eo

rd
ne

te
r 

E
be

ne
, 

d.
h.

 E
be

ne
 d

er
 K

an
to

ne
 l

äu
ft 

be
re

its
 d

ie
 D

is
ku

ss
io

n 
üb

er
 d

ie
 E

in
fü

hr
un

g 
de

s 

E
ne

rg
ie

st
an

da
rd

s 
"N

ea
rly

 Z
er

o 
E

ne
rg

y 
H

ou
se

".
 

 G
em

äs
s 

de
m

 R
ic

ht
pl

an
 E

ne
rg

ie
 g

ib
t 

es
 f

ür
 j

ed
en

 S
ta

nd
or

t 
ei

ne
n 

pr
io

rit
är

 z
u 

nu
tz

en
-

de
n 

E
ne

rg
ie

tr
äg

er
. 

B
ei

m
 H

öc
hs

ta
nt

ei
l 

N
ic

ht
er

ne
ue

rb
ar

e 
E

ne
rg

ie
 k

an
n 

de
r 

B
au

he
rr

 

se
lb

er
 e

nt
sc

he
id

en
, 

w
ie

 e
r 

di
e 

m
ax

im
al

 2
0%

 e
rr

ei
ch

en
 w

ill
. 

E
r 

ka
nn

 n
oc

h 
be

ss
er

 

dä
m

m
en

 u
nd

 d
en

 B
ed

ar
f 

te
ilw

ei
se

 m
it 

fo
ss

ile
r 

E
ne

rg
ie

 d
ec

ke
n 

od
er

 e
r 

ka
nn

 e
in

e 
Lü

f-

tu
ng

 m
it 

W
är

m
er

üc
kg

ew
in

nu
ng

 e
in

ba
ue

n,
 e

in
e 

S
ol

ar
an

la
ge

 f
ür

 W
ar

m
w

as
se

r 
er

gä
n-

ze
n,

 S
tr

om
 p

ro
du

zi
er

en
 o

de
r 

P
ho

to
vo

lta
ik

, u
sw

. 
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 1-
3 

D
ie

 E
ne

rg
ie

st
ra

te
gi

e 
si

eh
t v

or
, d

as
s 

im
 J

ah
r 

20
35

 im
 W

är
m

eb
er

ei
ch

 7
0 

%
 u

nd
 

im
 S

tr
om

be
re

ic
h 

80
 %

 d
er

 E
ne

rg
ie

 a
us

 e
rn

eu
er

ba
re

n 
Q

ue
lle

n 
st

am
m

en
 s

ol
l. 

V
or

sc
hl

ag
: P

rü
fe

n 
ei

ne
r 

E
ta

pp
ie

ru
ng

 w
ie

 z
.B

. 2
01

5 
40

 %
, 2

02
0 

60
 %

, 2
02

5 
80

 

%
. 

H
ie

rm
it 

kö
nn

te
 a

uc
h 

de
m

 te
ch

ni
sc

he
n 

F
or

ts
ch

rit
t 

in
 d

er
 G

eb
äu

de
is

ol
ie

ru
ng

 

R
ec

hn
un

g 
ge

tr
ag

en
 w

er
de

n.
 

x 
 

A
uf

gr
un

d 
de

r 
m

it 
de

r 
Ü

be
rw

ei
su

ng
 d

er
 M

ot
io

n 
vo

m
 P

ar
la

m
en

t 
ve

ro
rd

ne
te

n 
vo

rg
ez

o-

ge
ne

n 
T

ei
lre

vi
si

on
 d

es
 B

au
re

gl
em

en
ts

 s
ta

nd
 d

ie
 A

np
as

su
ng

 in
 e

in
em

 S
ch

rit
t 

im
 V

or
-

de
rg

ru
nd

. D
ie

 e
ta

pp
ie

rt
e 

A
np

as
su

ng
 k

an
n 

al
s 

O
pt

io
n/

V
ar

ia
nt

e 
ge

pr
üf

t w
er

de
n.

  E
s 

so
ll 

po
lit

is
ch

 e
nt

sc
hi

ed
en

 w
er

de
n,

 o
b 

de
r 

S
tim

m
be

vö
lk

er
un

g 
ei

ne
 V

ar
ia

nt
en

ab
st

im
m

un
g 

un
te

rb
re

ite
t w

er
de

n 
so

ll.
 

1-
4,

 2
-3

 
B

ei
 N

eu
ba

ut
en

 s
in

nv
ol

l. 
 

x 
W

ird
 z

ur
 K

en
nt

ni
s 

ge
no

m
m

en
. 

1-
5 

La
ng

fr
is

tig
 s

ol
l 2

0 
%

 A
nt

ei
l a

uf
 0

 %
 a

bg
es

en
kt

 w
er

de
n.

 
 

x 
W

ird
 z

ur
 K

en
nt

ni
s 

ge
no

m
m

en
. 

1-
5 

F
ür

 d
as

 H
ei

ze
n 

m
it 

er
ne

ue
rb

ar
er

 E
ne

rg
ie

 w
ird

 h
äu

fig
 d

ie
 W

är
m

ep
um

pe
 e

in
-

ge
se

tz
t. 

W
ie

 
w

ird
 

de
r 

du
rc

hs
ch

ni
ttl

ic
he

 
S

tr
om

m
ix

 
be

zü
gl

ic
h 

er
ne

ue
rb

ar
er

 

E
ne

rg
ie

 a
ng

er
ec

hn
et

? 

x 
 

E
le

kt
riz

itä
t 

au
s 

de
m

 S
tr

om
ne

tz
 w

ird
 i

m
 K

an
to

n 
B

er
n 

gr
un

ds
ät

zl
ic

h 
al

s 
ni

ch
t 

er
ne

ue
r-

ba
re

 E
ne

rg
ie

 g
er

ec
hn

et
. 

1-
5 

K
an

n 
fü

r 
di

e 
D

ec
ku

ng
 d

er
 E

ne
rg

ie
 m

it 
er

ne
ue

rb
ar

er
 E

ne
rg

ie
 a

uc
h 

er
ne

ue
rb

a-

re
 E

ne
rg

ie
 z

ug
ek

au
ft 

w
er

de
n?

 
 

x 
N

ei
n,

 z
ur

ze
it 

is
t 

es
 a

uf
gr

un
d 

de
r 

ka
nt

on
al

en
 G

es
et

zg
eb

un
g 

ni
ch

t 
m

ög
lic

h,
 z

ug
ek

au
f-

te
n 

Ö
ko

st
ro

m
 a

nr
ec

hn
en

 z
u 

la
ss

en
. 

1-
5 

V
or

sc
hl

ag
 f

ür
 G

ru
nd

la
ge

 d
er

 B
er

ec
hn

un
ge

n:
 d

ur
ch

sc
hn

itt
lic

he
r 

S
tr

om
m

ix
 m

it 

je
w

ei
lig

em
 A

nt
ei

l n
ic

ht
 e

rn
eu

er
ba

re
r 

E
ne

rg
ie

 o
de

r 
F

es
tle

gu
ng

 d
es

 A
nt

ei
ls

 a
uf

 

fix
 5

0 
%

. 

 
x 

D
er

 V
or

sc
hl

ag
 e

rs
ch

ei
nt

 n
ic

ht
 s

in
nv

ol
l, 

da
 S

tr
om

 a
us

 d
em

 ö
ffe

nt
lic

he
n 

S
tr

om
ne

tz
 n

ic
ht

 

al
s 

er
ne

ue
rb

ar
 a

ng
er

ec
hn

et
 w

ird
. 

E
in

zi
g 

de
r 

se
lb

er
 p

ro
du

zi
er

te
 S

tr
om

 (
P

V
, 

W
in

d,
 

W
K

K
 m

it 
ei

ge
ne

m
 B

io
ga

s)
 w

ird
 a

ng
er

ec
hn

et
.  
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  C
 U

m
se

tz
un

g 
de

r 
M

ot
io

n 
11

13
 „

N
ut

zu
ng

sb
on

us
 fü

r 
B

au
t

en
 im

 M
in

er
gi

e-
S

ta
nd

ar
d 

od
er

 b
es

se
r“

 

D
as

 k
an

to
na

le
 E

ne
rg

ie
ge

se
tz

 g
ib

t 
de

n 
G

em
ei

nd
en

 d
ie

 M
ög

lic
hk

ei
t, 

m
ax

im
al

 1
0 

%
 N

ut
zu

ng
sb

on
us

 b
ei

 b
es

on
de

rs
 g

ut
 g

ed
äm

m
te

n 
H

äu
se

rn
 z

u 
ge

be
n 

(A
nf

or
-

de
ru

ng
en

 s
ie

he
 E

nt
w

ur
f A

rt
. 5

9a
).

 F
in

de
n 

S
ie

 e
s 

ric
ht

ig
, d

as
s 

di
e 

G
em

ei
nd

e 
di

e 
vo

lle
n 

10
 %

 g
ew

äh
rt

? 

2-
1 

0 
%

 N
ut

zu
ng

sb
on

us
. 

 
x 

W
ird

 z
ur

 K
en

nt
ni

s 
ge

no
m

m
en

. 

2-
3 

B
on

us
 m

üs
st

e 
au

ch
 g

el
te

n 
fü

r 
be

st
eh

en
de

 H
äu

se
r,

 w
el

ch
e 

zu
 8

0 
%

 m
it 

er
-

ne
ue

rb
ar

er
 E

ne
rg

ie
 b

et
rie

be
n 

w
er

de
n.

  
 

x 

E
s 

gi
lt 

A
rt

. 
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a,
 A

bs
. 

1 
b:

  
E

s 
m

üs
se

n 
ni

ch
t 

nu
r 

di
e 

B
es

tim
m

un
ge

n 
zu

r 
er

ne
ue

rb
ar

en
 

E
ne

rg
ie

, 
so

nd
er

n 
au

ch
 b

ez
üg

lic
h 

w
in

te
rli

ch
en

 W
är

m
es

ch
ut

z 
ei

ng
eh

al
te

n 
w

er
de

n.
 I

m
 

vo
rli

eg
en

de
n 

B
ei

sp
ie

l 
m

üs
st

en
 s

om
it 

nu
r 

no
ch

 d
ie

 D
äm

m
vo

rs
ch

rif
te

n 
ei

ng
eh

al
te

n 

w
er

de
n.

  

1-
2 

A
nr

ei
z 

so
ll 

m
ög

lic
hs

t 
ho

ch
 s

ei
n,

 d
am

it 
ho

he
 W

irk
un

g 
er

zi
el

t 
w

er
de

n 
ka

nn
. 

W
ei

te
re

 W
irk

un
g:

 V
er

di
ch

tu
ng

 n
ac

h 
in

ne
n 

(w
ird

 a
us

dr
üc

kl
ic

h 
be

gr
üs

st
).

 
 

x 
W

ird
 z

ur
 K

en
nt

ni
s 

ge
no

m
m

en
. 

G
em

äs
s 

de
r 

ka
nt

on
al

en
 G

es
et

zg
eb

un
g 

da
rf

 e
in

 N
ut

-

zu
ng

sb
on

us
 h

öc
hs

te
ns

 1
0 

%
 b

et
ra

ge
n.

 

1-
3,

 1
-4

 
N

ut
zu

ng
sb

on
us

 v
on

 1
0 

%
 w

ird
 a

ls
 v

er
nü

nf
tig

 e
ra

ch
te

t. 
 

 
x 

W
ird

 z
ur

 K
en

nt
ni

s 
ge

no
m

m
en

. 

1-
3 

N
ut

zu
ng

sb
on

us
 s

ol
l 

ar
gu

m
en

ta
tiv

 a
n 

W
är

m
ed

äm
m

un
g 

un
d 

ni
ch

t 
an

 F
ör

de
-

ru
ng

 v
on

 e
rn

eu
er

ba
re

n 
E

ne
rg

ie
n 

ge
bu

nd
en

 w
er

de
n.

 
 

x 
Is

t u
.E

. g
eg

eb
en

, v
gl

. E
rlä

ut
er

un
gs

be
ric

ht
 3

.3
.1

. 

1-
3 

K
rit

er
ie

n 
fü

r 
de

n 
E

rh
al

t d
es

 N
ut

zu
ng

sb
on

us
 s

in
d 

re
la

tiv
 s

tr
en

g.
 E

in
tr

itt
ss

ch
w

el
-

le
 s

ol
lte

 n
ic

ht
 z

u 
ho

ch
 s

ei
n.

 Z
ie

l: 
al

le
 W

oh
nr

au
m

er
w

ei
te

ru
ng

en
 e

ne
rg

et
is

ch
 

gu
t 

um
se

tz
en

 (
vo

r 
Ä

nd
er

un
g 

H
ei

zs
ys

te
m

 -
>

 D
äm

m
un

g)
. 

E
vt

l. 
kö

nn
te

 d
as

 E
r-

re
ic

he
n 

ei
ne

r 
G

E
A

K
-K

la
ss

e 
al

s 
K

rit
er

iu
m

 g
en

üg
en

. 

 
x 

D
ie

 M
in

de
st

kr
ite

rie
n 

si
nd

 i
m

 k
an

to
na

le
n 

E
ne

rg
ie

ge
se

tz
 A

rt
. 

8 
fe

st
ge

le
gt

. 
B

ez
üg

lic
h 

D
äm

m
un

g 
ge

lte
n 

di
e 

M
in

de
st

an
fo

rd
er

un
ge

n 
de

s 
ka

nt
on

al
en

 E
ne

rg
ie

ge
se

tz
es

. 
W

as
 

di
e 

er
ne

ue
rb

ar
en

 E
ne

rg
ie

n 
be

tr
iff

t, 
so

 g
el

te
n 

in
 K

ön
iz

 f
ür

 N
eu

ba
ut

en
 h

öh
er

e 
A

nf
or

de
-

ru
ng

en
 (

N
eu

ba
u 

0 
%

 n
ic

ht
 e

rle
rn

ba
re

 E
ne

rg
ie

n,
 o

hn
e 

N
ut

zu
ng

sb
on

us
 2

0 
%

).
 

1-
5 

A
rt

ik
el

 w
ird

 b
ef

ür
w

or
te

t: 
E

s 
w

ird
 n

ic
ht

 n
ur

 f
ür

 n
eu

e 
G

eb
äu

de
 e

in
 A

nr
ei

z 
ge

-

sc
ha

ffe
n,

 e
ne

rg
ie

ef
fiz

ie
nt

 z
u 

ba
ue

n,
 s

on
de

rn
 a

uc
h 

fü
r 

en
er

ge
tis

ch
e 

S
an

ie
ru

n-

ge
n 

an
 b

es
te

he
nd

en
 B

au
te

n.
 

 
x 

W
ird

 z
ur

 K
en

nt
ni

s 
ge

no
m

m
en

. 

F
in

de
n 

S
ie

 e
s 

fü
r 

de
n 

B
er

ei
ch

 E
ne

rg
ie

 v
or

te
ilh

af
t, 

w
en

n 
er

hö
ht

e 
A

nf
or

de
ru

ng
en

 m
it 

ei
ne

m
 h

öh
er

en
 M

as
s 

an
 N

ut
zu

ng
 b

el
oh

nt
 w

er
de

n?
 

1-
2 

U
na

ng
eb

ra
ch

te
 F

ra
ge

: 
P

ar
la

m
en

t 
ha

t 
A

uf
tr

ag
 u

nm
is

sv
er

st
än

dl
ic

h 
an

 G
em

ei
n-

de
ra

t ü
be

rw
ie

se
n.

 
 

x 
W

ird
 z

ur
 K

en
nt

ni
s 

ge
no

m
m

en
. 

1-
3,

 1
-4

 
E

s 
w

ird
 e

in
 A

nr
ei

z 
zu

 ö
ko

lo
gi

sc
he

m
 B

au
en

, b
zw

. E
ne

rg
ie

sp
ar

en
 g

es
ch

af
fe

n.
 

 
x 

W
ird

 z
ur

 K
en

nt
ni

s 
ge

no
m

m
en

. 

1-
5 

A
rt

. 
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 a
, 

A
bs

. 
4:

 f
ür

 ju
ris

tis
ch

 n
ic

ht
 b

ew
an

de
rt

e 
P

er
so

ne
n 

un
ve

rs
tä

nd
lic

h 
un

d 

so
llt

e 
um

fo
rm

ul
ie

rt
 w

er
de

n.
 

 
x 

W
ird

 z
ur

 K
en

nt
ni

s 
ge

no
m

m
en

. 
V

gl
. 

au
ch

  
S

. 
17

 i
m

 E
rlä

ut
er

un
gs

be
ric

ht
. 

E
s 

w
ird

 

gr
un

ds
ät

zl
ic

h 
au

f 
di

e 
W

ie
de

rh
ol

un
g 

vo
n 

üb
er

ge
or

dn
et

en
 B

es
tim

m
un

ge
n 

un
d 

G
es

et
ze
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ve
rz

ic
ht

et
. Z

ur
 E

rlä
ut

er
un

g 
vo

n 
A

rt
. 5

9 
a,

 A
bs

. 4
:  

B
ei

 S
an

ie
ru

ng
en

 g
ilt

 A
rt

. 2
6 

B
M

B
V

 (
gi

lt 
ge

m
äs

s 
A

rt
. 

34
 A

bs
. 

4 
B

M
B

V
 s

ei
t I

nk
ra

ftt
re

te
n 

de
r 

B
M

B
V

),
 w

on
ac

h 
be

i 
ei

ne
r 

na
ch

tr
äg

lic
he

n 
A

us
se

nd
äm

m
un

g 
fü

r 
di

e 
M

es
su

ng
 d

er
 

B
au

ab
st

än
de

 u
nd

 d
ie

 B
er

ec
hn

un
g 

de
r 

N
ut

zu
ng

sz
iff

er
n 

da
s 

bi
sh

er
ig

e 
R

oh
m

au
er

w
er

k 

m
as

sg
eb

en
d 

is
t. 

U
m

 e
in

e 
K

um
ul

at
io

n 
ve

rs
ch

ie
de

ne
r 

E
ne

rg
ie

bo
ni

 z
u 

un
te

rb
in

de
n,

 

st
el

lt 
A

rt
. 

59
a 

A
bs

. 
4 

kl
ar

, 
da

ss
 d

er
 N

ut
zu

ng
sb

on
us

 v
on

 1
0%

 n
ic

ht
 m

it 
ei

ne
r 

ge
st

üt
zt

 

au
f A

rt
. 2

6 
B

M
B

V
 r

ea
lis

ie
rt

en
 A

us
se

nd
äm

m
un

g 
üb

er
sc

hr
itt

en
 w

er
de

n 
da

rf
. 

1-
5 

A
rt

. 
59

 a
, 

A
bs

. 
5:

 u
nv

er
st

än
dl

ic
h,

 w
es

ha
lb

 d
er

 B
on

us
 f

ür
 d

ie
 i

m
 A

bs
at

z 
er

-

w
äh

nt
en

 Z
on

en
 n

ic
ht

 a
llg

em
ei

n 
ge

lte
n 

so
lle

n 
so

nd
er

n 
nu

r 
in

 Ü
be

rb
au

un
gs

-

vo
rs

ch
rif

te
n.

 

 
x 

In
 d

ie
se

n 
S

pe
zi

al
zo

ne
n 

- 
 Z

P
P

's
, 

Z
öN

 u
nd

 Z
S

F
 o

de
r 

in
 d

en
 Ü

be
rb

au
un

gs
or

dn
un

ge
n 

ka
nn

 d
ie

 G
em

ei
nd

e 
be

re
its

 h
eu

te
 w

ei
te

rg
eh

en
de

 V
or

sc
hr

ift
en

 m
ac

he
n 

un
d 

au
ch

 e
i-

ne
n 

N
ut

zu
ng

sb
on

us
 f

ür
 b

es
on

de
rs

 e
ne

rg
ie

sc
ho

ne
nd

e 
B

au
te

n 
an

bi
et

en
. 

D
ie

 V
er

pf
lic

h-

tu
ng

 d
az

u 
is

t 
al

s 
M

as
sn

ah
m

e 
im

 R
ic

ht
pl

an
 E

ne
rg

ie
 e

in
ge

flo
ss

en
 u

nd
 w

ird
 n

ac
h 

de
r 

G
en

eh
m

ig
un

g 
de

s 
R

ic
ht

pl
an

s 
du

rc
h 

de
n 

K
an

to
n 

be
hö

rd
en

ve
rb

in
dl

ic
h.

 Im
 R

ah
m

en
 d

er
 

G
es

am
tr

ev
is

io
n 

de
r 

O
rt

sp
la

nu
ng

 w
er

de
n 

zu
de

m
 d

ie
 e

nt
sp

re
ch

en
de

n 
V

or
sc

hr
ift

en
 g

e-

pr
üf

t u
nd

 b
ei

 B
ed

ar
f ü

be
ra

rb
ei

te
t. 

 

F
in

de
n 

S
ie

 e
s 

ric
ht

ig
, 

w
en

n 
er

hö
ht

e 
A

nf
or

de
ru

ng
en

 -
 z

.B
. b

ez
üg

lic
h 

S
ie

dl
un

gs
qu

al
itä

t d
an

k 
A

rc
hi

te
kt

ur
w

et
tb

ew
er

b,
 g

em
ei

nn
üt

zi
ge

r 
W

oh
nb

au
tr

äg
er

, e
tc

. -
 m

it 

ei
ne

m
 h

öh
er

en
 M

as
s 

an
 N

ut
zu

ng
 b

el
oh

nt
 w

er
de

n?
 

1-
2 

A
nz

ah
l d

er
 B

on
us

sy
st

em
e 

so
ll 

üb
er

sc
ha

ub
ar

 b
le

ib
en

 u
nd

 B
on

us
 s

ol
l k

um
ul

a-

tiv
e 

G
ül

tig
ke

it 
ha

be
n.

 
 

x 
W

ird
 z

ur
 K

en
nt

ni
s 

ge
no

m
m

en
. 

1-
2 

E
s 

br
au

ch
t 

kl
ar

e 
M

es
sb

ar
ke

it.
 B

on
us

sy
st

em
e 

so
lle

n 
ei

na
nd

er
 n

ic
ht

 k
on

ku
rr

ie
-

re
n,

 d
a 

so
ns

t W
irk

un
g 

un
d 

A
nr

ei
z 

re
du

zi
er

t w
er

de
n.

  
 

x 
W

ird
 z

ur
 K

en
nt

ni
s 

ge
no

m
m

en
. 

B
on

us
sy

st
em

e 
so

llt
en

 s
ic

h 
ni

ch
t 

ko
nk

ur
re

nz
ie

re
n,

 s
on

-

de
rn

 k
um

ul
at

iv
 e

in
ge

se
tz

t w
er

de
n 

kö
nn

en
. 

1-
2 

In
st

ru
m

en
t 

N
ut

zu
ng

sb
on

us
 im

 B
er

ei
ch

 E
ne

rg
ie

 w
ird

 i
n 

ve
rs

ch
ie

de
ne

n 
G

eb
ie

-

te
n 

de
r 

S
ch

w
ei

z 
an

ge
w

an
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 u
nd
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t e
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ie
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x 
W

ird
 z

ur
 K

en
nt

ni
s 

ge
no

m
m

en
. 

1-
3 

F
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 u
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tä
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ig
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E
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öh

te
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nf
or

de
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ng
en
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n 

di
e 

E
ne

rg
ie

ef
fiz

ie
nz
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-

ni
er

t 
m

it 
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te
r 

S
ie

dl
un

gs
qu

al
itä

t 
od

er
 g
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ei

nn
üt
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ge

r 
W

oh
nu

ng
sb

au
 m

it 
ho

-

he
m

 ö
ko

lo
gi

sc
he

n 
A

us
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us
ta

nd
ar

d 
so

ll 
m

it 
ei

ne
m

 h
öh

er
en

 M
as

s 
an

 N
ut

zu
ng

 

be
lo

hn
t w

er
de

n 
um

 d
ie

 M
eh

rk
os

te
n 

au
fz

uf
an

ge
n.

 

 
x 

D
ie

 B
em

er
ku

ng
 g

eh
t 

of
fe

ns
ic

ht
lic

h 
in

 d
ie

 R
ic

ht
un

g,
 d

as
s 

ei
n 

W
et

tb
ew

er
bs

ve
rf

ah
re

n 

od
er

 g
em

ei
nn

üt
zi

ge
r 

W
oh

nu
ng

sb
au

 n
ur

 d
an

n 
m

it 
ei

ne
m

 N
ut

zu
ng

sb
on

us
 b

el
oh

nt
 w

er
-

de
n 

so
lle

n,
 w

en
n 

gl
ei

ch
ze
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g 

er
hö

ht
e 

A
nf

or
de

ru
ng

en
 a

n 
di

e 
E

ne
rg

ie
ef

fiz
ie

nz
 e

rf
ül

lt 

w
er

de
n.

 D
am

it 
so

lle
n 

un
te

r 
an

de
re

m
 d

ie
 d

ur
ch

 d
en

 h
öh

er
en

 E
ne

rg
ie

st
an

da
rd

 a
us

ge
-

lö
st

en
 M

eh
rk

os
te

n 
au

fg
ef

an
ge

n 
w

er
de

n.
 I

n 
di

es
em

 Z
us

am
m

en
ha

ng
 i

st
 a

lle
rd

in
gs

 z
u 

be
rü

ck
si

ch
tig

en
, 

da
ss

 a
uc

h 
ei

n 
W

et
tb

ew
er

bs
ve

rf
ah

re
n 

od
er

 g
em

ei
nn

üt
zi

ge
r 

W
oh

-

nu
ng

sb
au

 u
na

bh
än

gi
g 

vo
m

 E
ne

rg
ie

st
an

da
rd

 z
u 

M
eh

rk
os

te
n 

fü
hr

en
 k

ön
ne

n.
 D

ie
 G

e-

m
ei

nd
e 

be
ab

si
ch

tig
t, 

di
e 

F
ra

ge
 v

on
 v

er
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hi
ed

en
en

, 
si

ch
 k
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ie
re

nd
en

 N
ut

zu
ng

sb
on

i 

in
 Z

on
en

 m
it 

P
la

nu
ng
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fli

ch
t i

m
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ah
m

en
 d

er
 la
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en

de
n 

G
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tr

ev
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n 
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n.
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 1-
3 

E
s 

w
ird

 W
er

t 
da
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 g
el

eg
t, 

in
 d

er
 k

om
m

en
de

n 
G

es
am

tr
ev
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n 
de

s 
B

au
R

 

N
ut
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on

i f
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n 
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ng
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au
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x 
W
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m
m

en
. 

1-
4 

A
nr
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z 

fü
r 

A
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w
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e 
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n 

w
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s 
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no

m
m

en
. 

1-
5 

B
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i 
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n 
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hr
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.B
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er
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ffi

zi
en

te
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au
w
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se
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S

ie
dl

un
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-

qu
al
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t d

an
k 

A
rc

hi
te
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ur

w
et

tb
ew

er
b,

 g
em
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nn

üt
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ge
 W

oh
nb

au
tr
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er

, e
tc
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